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1 Ansatz und Abgrenzung 
Die Entwicklung der Elektromobilität schreitet auch im Landkreis Ludwigsburg kontinuierlich voran. Mit 
der steigenden Zahl elektrisch betriebener Fahrzeuge wächst der Bedarf an einer leistungsfähigen und 
verlässlichen Ladeinfrastruktur.  
  
Zur Unterstützung der Kommunen wurde dieses Ladeinfrastruktur-Konzept auf Ebene des Landkreises 
entwickelt. Es stellt einen übergeordneten Orientierungsrahmen bereit, zeigt Bedarfsentwicklungen auf 
und bündelt wesentliche fachliche, rechtliche und organisatorische Aspekte rund um den Ausbau von 
Ladeinfrastruktur.  
 
Ein kreisweites Konzept unterscheidet sich dabei von einem kommunalen Standortkonzept. Während 
Städte und Gemeinden konkrete Flächen identifizieren, priorisieren und umsetzen können, nimmt das 
vorliegende Konzept eine koordinierende Perspektive ein. Die konkrete Standortplanung, 
Flächenverfügbarkeit, bau- und planungsrechtliche Prüfung sowie die Umsetzung verbleiben in der 
Zuständigkeit der jeweiligen Kommune. Das Konzept kann hierfür fachliche Grundlagen, 
Datenübersichten und methodische Hilfestellungen liefern, ersetzt jedoch keine kommunale 
Einzelfallprüfung. Vielmehr dient das Konzept den kommunalen Mitarbeitenden als Unterstützung für 
ihre Arbeit im Themengebiet Elektromobilität und Ladeinfrastruktur. Darüber hinaus dient es als 
konzeptioneller Rahmen für darauffolgende Maßnahmen der Kreisverwaltung.  
 
Der Fokus des Konzepts liegt auf der (halb-)öffentlichen Ladeinfrastruktur, da hier die Kommunen den 
größten Handlungsspielraum besitzen. Zudem betrachtet das Konzept Ladeinfrastruktur für E-Pkw. 
Gleichwohl gewinnt auch die Elektrifizierung des Schwerlastverkehrs und die dazugehörige 
Ladeinfrastruktur an Relevanz, weshalb dies ebenso wie private Ladeinfrastruktur Teil des 
Maßnahmenkatalogs der Kreisverwaltung ist.     
 

2 Hintergrund 
2.1 Der Landkreis  

Mit rund 535.000 Einwohnerinnen und Einwohnern (Stand 30.09.2025) zählt der Landkreis Ludwigsburg 
zu den bevölkerungsreichsten Landkreisen Baden-Württembergs. Mit einer Bevölkerungsdichte von 802 
Menschen pro Quadratkilometer gehört er außerdem zu den am dichtesten besiedelten Regionen 
Deutschlands.  
Die kommunale Struktur umfasst 39 Städte und Gemeinden, darunter 19 Städte und sechs Große 
Kreisstädte. Die größte Stadt ist die Kreisstadt Ludwigsburg mit etwa 94.000 Einwohnern, gefolgt von 
Bietigheim-Bissingen und Kornwestheim. Die kleinsten Gemeinden sind Freudental und Hessigheim mit 
jeweils rund 2.500 Einwohnern. 
Geografisch grenzt der Landkreis im Norden an den Landkreis Heilbronn, im Osten an den Rems-Murr-
Kreis, im Südosten an die Landeshauptstadt Stuttgart, im Südwesten an den Landkreis Böblingen und im 
Westen an den Enzkreis.  
Der Landkreis liegt in der wirtschaftsstarken Region Stuttgart und ist ein bedeutender 
Wirtschaftsstandort mit einer hohen Dichte an Industrie- sowie Gewerbebetrieben.  
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E-Roaming-Anbieter  ermöglichen über eine Online-Plattform Kooperationen zwischen CPO und EMP. 
Dies beinhaltet meist die vertragliche Einigung sowie die technische Verbindung zwischen EMP und CPO. 
Dadurch wird die Abstimmung der Vertragsbedingungen, die Abwicklung der Abrechnungen und der 
Datenaustausch zwischen den verschiedenen CPOs und EMPs erleichtert. Durch diese Kooperationen 
wird sichergestellt, dass Kunden eines Fahrstromanbieters an möglichst vielen Ladestationen 
verschiedener Betreiber laden können. Gleichzeitig profitieren die Ladestationsbetreiber, indem sie ihre 
Ladepunkte für eine größere Anzahl von Nutzern zugänglich machen.  
 
Stromlieferanten  sorgen dafür, dass eine Ladestation mit elektrischer Energie versorgt wird, um Strom 
abgeben zu können. Die Stromversorgung wird in der Regel über einen Netzanschluss bereitgestellt, der 
vom Stromlieferanten gespeist wird. Häufig kommen dabei kommunale Unternehmen wie z.B. 
Stadtwerke zum Einsatz. Der Vertrag, der vom Betreiber der Ladestation mit einem Stromlieferanten 
abgeschlossen wird, hat wichtige ökonomische und ökologische Auswirkungen. 
 

2.4.3 Stromnetz  
Durch intelligentes Lademanagement sowie eine zeitliche Verteilung der Ladevorgänge kann die 
Netzbelastung wirksam gesteuert werden. Auch bei einem hohen Elektrifizierungsgrad des Pkw-Verkehrs 
erscheint die Herausforderung damit grundsätzlich beherrschbar, erfordert jedoch eine 
vorausschauende Planung und enge Abstimmung mit den Netzbetreibern. 
Für die Installation von Normalladeinfrastruktur sind Kapazitäten des Niederspannungsnetzes 
erforderlich. Für die Installation von Schnellladeinfrastruktur wird oftmals auf das Mittelspannungsnetz 
zurückgegriffen.  
 
Im Landkreis Ludwigsburg gibt es sieben verschiedene Verteilnetzbetreiber, die jeweils in folgenden 
Kommunen tätig sind: 
¶ Syna GmbH: Affalterbach, Benningen, Erdmannhausen, Großbottwar, Hessigheim, Ingersheim, 

Marbach a. N. (Ortsteil Rielingshausen), Möglingen, Mundelsheim, Murr, Oberstenfeld, 
Pleidelsheim und Steinheim an der Murr  

¶ Stadtwerke  Ludwigsburg-Kornwestheim GmbH : Kornwestheim und Ludwigsburg 
¶ Gemeinsame  Netzgesellschaft  SWLB/STWWN GmbH & Co. KG: Remseck 
¶ Stadtwerke Bietigheim -Bissingen GmbH: Bietigheim-Bissingen, Oberriexingen und Sersheim 
¶ Stadtwerke Ditzingen GmbH & Co. KG: Ditzingen 
¶ NHF-Netzgesellschaft  Heilbronn -Franken mbH: Kirchheim a. N. 
¶ Netze BW GmbH: Asperg, Besigheim, Bönnigheim, Eberdingen, Erligheim, Freiberg a. N., 

Freudental, Gemmrigheim, Gerlingen, Hemmingen, Korntal-Münchingen, Löchgau, Marbach a. 
N., Markgröningen, Sachsenheim, Schwieberdingen, Tamm, Vaihingen und Walheim.  

 
Im Zuge der Erstellung der Kommunensteckbriefe fand mit einem Großteil der Verteilnetzbetreiber der 
Landkreis-Kommunen ein Austausch statt. Dabei wurde deutlich, dass die Verteilnetzbetreiber ihre 
Netze vorausschauend unter Berücksichtigung der erwarteten Entwicklung der Elektromobilität planen. 
Konkrete Netzausbau- und Verstärkungsmaßnahmen werden in der Regel dann umgesetzt, wenn ein 
tatsächlicher Leistungsbedarf absehbar ist oder durch verbindliche Anschlussanfragen konkretisiert 
wird.  
Übereinstimmend empfehlen die Verteilnetzbetreiber eine möglichst frühzeitige Einbindung bei 
kommunalen Ausbauvorhaben der Ladeinfrastruktur. So können Anschlussoptionen geprüft und 
Ausbaubedarfe koordiniert werden.  



https://www.now-gmbh.de/wp-content/uploads/2023/02/NOW_Gesetzeskarte-Elektromobilitaet.pdf
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Abbildung 5: Vorgaben aus der EBPD-Novellierung; Quelle: KEA-BW 

Für Kommunen von besonderer Bedeutung sind die Regelungen zur Ladeinfrastruktur an Gebäuden in 
öffentlichem Eigentum oder öffentlicher Nutzung. Bis spätestens 1. Januar 2033 müssen mindestens 50 
% der Stellplätze solcher Gebäude mit einer vorbereiteten Leitungsinfrastruktur (Vorverkabelung) 
ausgestattet sein. Dazu können u.a. Rathäuser, Verwaltungsgebäude, Schulen oder Sporteinrichtungen 
zählen. 
 
Kommunen sollten daher nicht nur bei Neubauten und größeren Renovierungen die Vorschriften des 
Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur -Gesetzes (GEIG) beachten, sondern auch die künftigen 
Anforderungen aus der Novellierung der EU-Gebäuderichtlinie frühzeitig einplanen. Diese Novellierung 
wird voraussichtlich ab Mai 2026 gelten und erweitert die Anforderungen an öffentliche Gebäude 
nochmals. 
Zudem ist zu beachten, dass gewerbliche Einrichtungen aufgrund wachsender Elektromobilitätsflotten 
und gesetzlicher Vorgaben wie dem GEIG künftig verstärkt Ladeinfrastruktur benötigen und aufbauen 
werden. Kommunen können diese Entwicklungen nutzen, um Synergien zu schaffen, den Ausbau gezielt 
zu steuern und Leerstände zu vermeiden.  
Die Energieagentur Rheinland-Pfalz hat eine ausführliche Handreichung  zum GEIG veröffentlicht.  
 

2.4.4.3 Ladesäulenverordnung & AFIR  
Seit dem 13. April 2024 gilt die EU-Verordnung über den Aufbau der Infrastruktur für alternative 
Kraftstoffe (AFIR). Als unmittelbar anwendbare EU-Verordnung schafft sie europaweit einheitliche 
Vorgaben für öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur und ersetzt in weiten Teilen die bisherige EU-
Richtlinie (AFID). Die auf dieser Richtlinie basierende deutsche Ladesäulenverordnung (LSV) verliert 
damit in einigen Bereichen ihre eigenständige Bedeutung und wird an die europäischen Vorgaben 
angepasst. 
 

https://www.energieagentur.rlp.de/fileadmin/user_upload/elektromobilitaet/Handreichung_GEIG_Aktualisierung_20250711.pdf
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Die AFIR definiert verbindliche Mindestanforderungen an Planung und Betrieb öffentlich zugänglicher 
Ladepunkte. Wesentliche Regelungsinhalte sind: 
¶ Ad-hoc-Bezahlung: Neu errichtete öffentlich zugängliche Ladepunkte müssen eine 

vertragsunabhängige Bezahlmöglichkeit bereitstellen (z. B. Kartenzahlung oder ein geeignetes 
digitales Bezahlsystem). 

¶ Nachrüstpflichten: Bestehende Schnellladepunkte mit einer Leistung ab 50 kW entlang des 
transeuropäischen Verkehrsnetzes müssen bis spätestens 1. Januar 2027 entsprechend 
ausgestattet werden. Ansonsten gilt Bestandsschutz.  

¶ Preistransparenz: Ladepreise müssen transparent, nachvollziehbar und nichtdiskriminierend 
ausgewiesen werden. Nutzerinnen und Nutzer müssen vor Beginn des Ladevorgangs klare 
Informationen über die Kosten erhalten. 

 
Während die AFIR die technischen und nutzerbezogenen Mindeststandards festlegt, bleiben nationale 
Regelungen, etwa im Bereich Eichrecht, Anzeige- und Meldepflichten oder Aufsicht, ergänzend relevant. 
Für Kommunen bedeutet dies, dass bei der Neuerrichtung, Ausschreibung oder vertraglichen Gestattung 
öffentlich zugänglicher Ladeinfrastruktur die Vorgaben der AFIR verbindlich zu berücksichtigen sind. Die 
Verordnung setzt damit einen europaweit einheitlichen Rahmen, innerhalb dessen kommunale 
Steuerungsentscheidungen erfolgen. 
 

2.4.4.4 Masterplan Ladeinfrastruktur 2030  
Den zentralen strategischen Rahmen der Bundesregierung für den Ausbau der Ladeinfrastruktur in 
Deutschland bildet der Masterplan Ladeinfrastruktur 2030 . Der Masterplan soll die 
Rahmenbedingungen für einen gelingenden Ausbau der Ladeinfrastruktur schaffen, indem 
beispielsweise Genehmigungsprozesse vereinfacht, Investitionen beschleunigt und Innovationen gezielt 
gefördert werden. Insgesamt umfasst der Masterplan 41 konkrete Maßnahmen in fünf zentralen 
Handlungsfeldern. Die fünf Handlungsfelder sind: 
 
¶ Nachfrage und Investitionen stärken 
¶ Umsetzung vereinfachen und beschleunigen 
¶ Wettbewerb und Preistransparenz erhöhen 
¶ Integration ins Stromnetz verbessern 
¶ Nutzerfreundlichkeit und Innovation steigern  

 
Zentraler Bestandteil sind neue Förderprogramme für Ladeinfrastruktur in Mehrparteienhäusern, auf 
Betriebshöfen und in gewerblichen Depots. Zudem werden Impulse für Innovationen wie das 
bidirektionale Laden gesetzt.  
 

2.4.5 Private und (halb-)öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur  
Private Ladeinfrastruktur stellt einen elementaren Bestandteil für eine flächendeckende und 
bedarfsgerechte Ladeinfrastruktur dar. Studien zufolge finden etwa 80 % der Ladevorgänge direkt zu 
Hause statt. Eine dena-Studie ergab zudem, dass 75 % aller Pkw aus Privathaushalten auf privaten 
Stellplätzen geparkt werden2. Für 2030 wird ein Anteil von Elektroautos mit Heimlademöglichkeit 
zwischen 50 % und 70 % angenommen.  

 
2 Quelle: Ladeinfrastruktur nach 2025/2030: Szenarien für den Markthochlauf, www.now-gmbh.de/wp-
content/uploads/2024/06/Studie_Ladeinfrastruktur-2025-2030_Neuauflage-2024.pdf 

https://bmv.de/masterplan-ladeinfrastruktur


S. 17 
 

Besonders in Ein- und Zweifamilienhäusern mit eigenen Stellplätzen lässt sich durch die Installation 
einer Wallbox unkompliziert eine private Lademöglichkeit schaffen, was den Umstieg auf 
Elektromobilität erheblich erleichtert.  
Auch die Lademöglichkeit am Arbeitsplatz zählt zum privaten Laden und spielt eine zentrale Rolle für 
Fahrerinnen und Fahrer von E-Autos. Im Jahr 2022 konnten rund 30 % der E-Pkw-Fahrer ihr Fahrzeug im 
Unternehmen laden. In Zukunft wird dieser Wert noch steigen, da angenommen wird, dass bis 2035 alle 
Unternehmen mit eigenen Parkflächen Ladeinfrastruktur bereitstellen werden. Somit können alle 
Arbeitnehmer, die am Arbeitsplatz parken, auch ihr E-Fahrzeug laden. Dies entspricht etwa 50 % der 
Arbeitnehmer.  
 
Mit der wachsenden Marktdurchdringung der Elektromobilität wächst die Relevanz der (halb-
)öffentlichen Ladeinfrastruktur. Sinkende Anschaffungskosten, die Entwicklung eines aktiveren 
Gebrauchtwagenmarktes sowie Förderungen beim Kauf eines Elektroautos für einkommensschwächere 
Haushalte tragen dazu bei, dass Elektrofahrzeuge für eine breitere Bevölkerungsschicht finanziell 
zugänglicher werden. Insbesondere für Bewohner von Mehrfamilienhäusern oder Personen ohne 
Ladeoption am Arbeitsplatz gewinnt eine flächendeckende und zuverlässige öffentliche 
Ladeinfrastruktur somit an Bedeutung.  
Während derzeit nur rund 20 % aller Ladevorgänge im öffentlichen Bereich stattfinden, geht die Nationale 
Leitstelle Ladeinfrastruktur davon aus, dass sich dieser Anteil bis 2030 auf über 40 % erhöht.  
Im halböffentlichen Raum (private Flächen mit öffentlichem Zugang) nehmen insbesondere 
Einzelhandelsketten eine zentrale Rolle ein. Mit ihren oftmals großen Parkflächen an frequentierten 
Standorten innerhalb einer Kommune bieten sie ideale Voraussetzungen für den Ausbau der 
Ladeinfrastruktur. Neben Einzelhandelsketten treiben auch Unternehmen die Ladeinfrastruktur im 
halböffentlichen Raum voran, indem sie Lademöglichkeiten auf dem Firmengelände zu bestimmten 
Zeiten der Öffentlichkeit zur Verfügung stellen. Weitere Ladeinfrastrukturstandorte im öffentlichen Raum 
können beispielsweise Vereinsgelände, Parkplätze an Kirchen, gastronomische und touristische 
Betriebe oder kommunale Flächen sein.  
 
Während im halböffentlichen Raum vor allem private Akteure die entscheidende Rolle spielen, kann der 
öffentliche Raum direkt von den Kommunen gestaltet und entwickelt werden, weshalb dieser das 
zentrale Thema dieses Konzepts darstellt. Dennoch ist es sinnvoll, auch mit privaten Akteuren in Kontakt 
zu treten und über deren möglichen Ausbaupläne im halb-öffentlichen sowie im privaten Raum Kenntnis 
zu bekommen. Eine gesetzliche Möglichkeit hierfür wurde durch § 12 des Landesmobilitätsgesetzes 
(LMG) geschaffen. Empfehlungen hierzu finden sich in den jeweiligen Kommunensteckbriefen.  
 

2.5 Rolle der Kommunen 
Die Errichtung und der Betrieb von Ladeinfrastruktur sind keine originären Aufgaben der Kommunen. 
Durch das Recht auf kommunale Selbstverwaltung liegen jedoch diverse Aspekte des 
Ladeinfrastrukturaufbaus im Gestaltungsbereich der Kommune, beispielsweise 
Genehmigungsverfahren, das Setzen rechtlicher Rahmenbedingungen sowie die Hoheit über den 
öffentlichen Straßenraum.  
Abbildung 6 zeigt übersichtlich, welche Rollen und Handlungsbereiche Kommunen im Themenbereich 
Ladeinfrastruktur einnehmen und bearbeiten können.  
 
Kommunen schaffen somit Leitplanken, die private Investitionen erleichtern oder behindern können und 
nehmen eine gestaltende Haltung ein. Es ist zu empfehlen, dass Kommunen diese Möglichkeiten nutzen. 
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Abbildung 8: Forderung Politik; Eigene Darstellung 

 

 
Abbildung 9: Forderung Verwaltung; Eigene Darstellung 

 

 

 

70%

26%

4%

Gibt es in Ihrer Kommune seitens der Politik (z.B. 
Gemeinderat) die Forderung/ den Wunsch, den 

Ladeinfrastrukturausbau voranzutreiben? 

Ja Nein Nicht bekannt

67%

29%

4%

Gibt es in Ihrer Kommune seitens der Verwaltung die 
Forderung/ den Wunsch, den Ladeinfrastrukturausbau 

voranzutreiben? 

Ja Nein Nicht bekannt
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Abbildung 10: Forderung Bürger; Eigene Darstellung 

Im Rahmen der Umfrage wurde auch erhoben, ob den Kommunen konkrete Wünsche oder Forderungen 
unterschiedlicher Akteursgruppen hinsichtlich eines Ausbaus der Ladeinfrastruktur bekannt sind. Acht 
Kommunen berichteten von entsprechenden Signalen seitens lokaler Energieversorger, während nur 
zwei Kommunen solche Rückmeldungen von Unternehmen verzeichneten. Der Großteil der Kommunen 
konnte hierzu jedoch keine Angaben machen. 
 
Abbildung 10 zeigt ein deutlicheres Bild beim Blick auf Rückmeldungen aus der Bevölkerung: Mehr als 
die Hälfte (15) der teilnehmenden Kommunen gaben an, dass Bürgerinnen und Bürger den Wunsch bzw. 
die Forderung äußern, die Ladeinfrastruktur vor Ort auszubauen. Noch deutlicher sind die Ergebnisse bei 
den Fragen zu Politik und Verwaltung. Hier gaben jeweils rund zwei Drittel (19 bzw. 18) der teilnehmenden 
Kommunen an, dass von dieser Seite der Wunsch bzw. die Forderung geäußert wurde, Ladeinfrastruktur 
auszubauen.  
 
Der größte Bedarf zum Ausbau der Ladeinfrastruktur in der jeweiligen Kommune (Abbildung 11) wird 
mehrheitlich (13) im öffentlichen Bereich gesehen, gefolgt von halböffentlicher Ladeinfrastruktur (7).  
 

56%

18%

26%

Gibt es in Ihrer Kommune seitens der Bürgerinnen und 
Bürger die Forderung/ den Wunsch, den 

Ladeinfrastrukturausbau voranzutreiben? 

Ja Nein Nicht bekannt
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Abbildung 11: Größter Bedarf; Eigene Darstellung 

Die Relevanz der öffentlich zugänglichen Ladeinfrastruktur für die Kommunen zeigt sich auch in den 
Antworten zu geplanten Maßnahmen. 17 der 27 Kommunen gaben an, derzeit Aktivitäten zur Schaffung 
öffentlicher Ladeinfrastruktur geplant zu haben. In fast allen der 17 Kommunen sind konkrete Vorhaben 
in Planung oder bereits in der Umsetzung. Einige verbinden die Schaffung eines Carsharing-Angebots mit 
dem Aufbau einer Ladesäule.  
 
Dabei sehen sich die Mitarbeitenden der Kommunalverwaltungen mit vielfältigen Herausforderungen 
konfrontiert. Wie Abbildung 12 zeigt, stellen insbesondere fehlende personelle Kapazitäten eine zentrale 
Hürde beim Ausbau der Ladeinfrastruktur dar. Darüber hinaus bereiten auch Fragen der Finanzierung 
sowie der Zugang zu geeigneten Flächen vielen Kommunen Schwierigkeiten. 
 

48%

19%

26%

7%

In welchem Bereich sehen Sie den größten Bedarf  zum Ausbau 
der Ladeinfrastruktur in Ihrer Kommune? 

Öffentliche Ladeinfrastruktur

Ladeinfrastruktur im privaten Bereich

Halböffentliche Ladeinfrastruktur

In meiner Kommune sehe ich keinen Bedarf zum Ausbau der Ladeinfrastruktur
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Abbildung 12: Herausforderungen; Eigene Darstellung 

Die Rückmeldungen der kommunalen Mitarbeitenden zeigen deutlich: Der Auf- und Ausbau der 
Ladeinfrastruktur ist für viele Kommunen ein zentrales Handlungsfeld. Sowohl aus Politik und 
Verwaltung als auch aus der Bürgerschaft werden vermehrt Wünsche nach zusätzlichen 
Lademöglichkeiten geäußert. Insbesondere der öffentlich zugänglichen Ladeinfrastruktur wird dabei 
eine hohe Relevanz beigemessen. Entsprechend signalisierten fast 80 % der teilnehmenden Kommunen 
(21 von 27) ihr Interesse, über sogenannte Kommunensteckbriefe in das Ladeinfrastruktur-Konzept 
aufgenommen zu werden. 
 
Darauf aufbauend wurde eine offene Frage gestellt, um die konkreten Wünsche und Bedarfe der 
Kommunen in Bezug auf ein solches Konzept zu erfassen und daraus inhaltliche Schwerpunkte ableiten 
zu können. Die Antworten lassen sich in vier zentrale Themenfelder gliedern: 
  

1. Bedarfe 
Zahlreiche Kommunen äußerten den Wunsch einer systematischen Bedarfsermittlung. Ziel soll sein, 
aufzuzeigen, wie viel zusätzliche öffentliche Ladeinfrastruktur notwendig ist, um bestehende Lücken zu 
schließen und die zukünftige Nachfrage zu decken.  
 

2. Standortsuche  
Ein häufig genannter Punkt war die Unterstützung bei der Identifikation geeigneter Standorte für 
Ladesäulen. Kommunen wünschen sich hierzu insbesondere Hilfsmittel wie Übersichtskarten mit 
potenziellen Flächen oder Kriterienkataloge zur Standortbewertung.   

25%

31%

20%

12%

12%

Welche Herausforderungen sehen Sie und begegnen Ihnen 
hinsichtlich der Schaffung von Ladeinfrastruktur in Ihrer 

Kommune? (Mehrfachauswahl möglich)

Finanzierung Personelle Kapazitäten

Fehlende Flächen Fehlende fachliche Erfahrung

Sonstiges
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3. Praktische Hilfestellungen  

Ein weiteres zentrales Anliegen ist die Bereitstellung konkreter Umsetzungshilfen. Dazu zählen unter 
anderem Muster für Ausschreibungen und Vergaben, Checklisten, Leitfäden sowie Best-Practice-
Beispiele aus anderen Kommunen.  
 

4. Vernetzung 
Schließlich wurde auch die Bedeutung einer engen Zusammenarbeit zwischen Landkreisverwaltung und 
Kommunen betont. Gewünscht wird ein strukturierter Austausch, um Ressourcen zu bündeln und 
gemeinsam, auch kommunenübergreifend, an Lösungen zu arbeiten.  
 
Die Ergebnisse der Kommunenumfrage machen deutlich, dass der Ausbau der Ladeinfrastruktur von 
zentraler Bedeutung ist. Gleichzeitig zeigen die Rückmeldungen der Kreiskommunen, dass ein 
vielfältiger Unterstützungsbedarf besteht. Mit der Erstellung eines Ladeinfrastrukturkonzepts wird dieser 
Bedarf aufgegriffen und eine strukturierte Grundlage geschaffen, um weiterführende Maßnahmen gezielt 
zu entwickeln und zu verankern.  
 

3.2 Elektromobilität im Landkreis: Neuzulassungen und Bestandszahlen  
Die Zahl der Elektroautos im Landkreis Ludwigsburg ist in den vergangenen Jahren deutlich gestiegen. 
Während im Jahr 2017 lediglich 625 vollelektrische Pkw (BEV) und 421 Plug-in-Hybrid-Fahrzeuge (PHEV) 
zugelassen waren, zeigte sich bereits 2021 ein starker Zuwachs: 5.254 vollelektrische Pkw sowie 5.535 
Plug-in-Hybride waren zu diesem Zeitpunkt im Landkreis registriert. Zum Stichtag 1. Oktober 2025 hat 
sich die Zahl der vollelektrischen Fahrzeuge auf 14.954 mehr als verdoppelt. Ergänzt wird dieser Bestand 
durch 9.313 Plug-in-Hybride. 
Der Anteil von BEV am Pkw-Bestand beträgt 4,4 % und entspricht somit etwa dem Wert auf Landesebene. 
Der Anteil vollelektrischer privater Pkw beträgt 3,2 %. 13,9 % der zugelassenen gewerblichen Pkw sind 
vollelektrisch.  
Abbildung 13 zeigt die Entwicklung des Bestands an BEV und PHEV.  
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Abbildung 13: Bestandszahlen BEV und PHEV; Eigene Darstellung 

Abbildung 14: Neuzulassungen BEV und PHEV; Eigene Darstellung 
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Abbildung 14 zeigt die Entwicklung der Neuzulassungen von E-Autos im Landkreis Ludwigsburg. Im Jahr 
2023 erreichte die Zahl der Neuzulassungen im Landkreis mit 4.052 Fahrzeugen einen vorläufigen 
Höchststand. Nach dem Wegfall des Umweltbonus als Förderprämie für den Kauf von Elektro- und Plug-
in-Hybridfahrzeugen im Dezember desselben Jahres ging die Zahl der neu zugelassenen vollelektrischen 
Fahrzeuge zwar zurück, lag mit 3.071 jedoch weiterhin auf einem vergleichbaren Niveau wie im Jahr 2022. 
Aktuelle bundesweite Entwicklungen deuten auf ein konstantes Wachstum hin.  
Tabelle 1 zeigt eine Übersicht über die Bestandszahlen von vollelektrischen Pkw sowie Plug-in-Hybriden 
in allen 39 Gemeinden des Landkreises an.   
 

  
gewerbliche Halterinnen und 
Halter 

private Halterinnen und 
Halter         

  insge
samt 

darunter insge
samt 

darunter         

  

Elektro 
(BEV) 

Plug-in-
Hybrid 
(PHEV) 

Elektro 
(BEV) 

Plug-in-
Hybrid 

BEV 
gesam
t 

PHEV 
gesamt 

Pkw 
gesam
t 

Anteil BEV 
gesamt in % 

Affalterbach 1.411 340 359 2.827 74 45 414 404 4.238 9,77 

Asperg 749 77 60 7.552 239 164 316 224 8.301 3,81 

Benningen 
am Neckar 

224 19 19 3.716 167 67 186 86 3.940 4,72 

Besigheim 630 103 74 7.773 265 125 368 199 8.403 4,38 

Bietigheim-
Bissingen 

4.162 571 489 24.02
1 

713 382 1.284 871 28.183 4,56 

Bönnigheim 530 81 79 5.079 162 78 243 157 5.609 4,33 

Ditzingen 2.205 256 247 13.66
4 

421 236 677 483 15.869 4,27 

Eberdingen 239 43 24 4.568 162 73 205 97 4.807 4,26 

Erdmannha
usen 

182 13 18 3.137 106 60 119 78 3.319 3,59 

Erligheim 135 14 9 2.011 71 38 85 47 2.146 3,96 

Freiberg am 
Neckar 

1.301 155 177 9.648 270 166 425 343 10.949 3,88 

Freudental 61 0 5 1.649 78 34 78 39 1.710 4,56 

Gemmrighei
m 

198 35 20 2.890 97 57 132 77 3.088 4,27 

Gerlingen 2.814 302 142 10.40
5 

419 245 721 387 13.219 5,45 

Großbottwa
r 

421 37 40 5.140 147 73 184 113 5.561 3,31 

Hemmingen 896 465 37 4.745 153 102 618 139 5.641 10,96 

Hessigheim 47 8 5 1.593 43 30 51 35 1.640 3,11 

Ingersheim 317 34 31 3.947 131 60 165 91 4.264 3,87 

Kirchheim  402 51 21 3.449 100 42 151 63 3.851 3,92 

Korntal-
Münchingen 

1.688 134 175 10.46
1 

333 204 467 379 12.149 3,84 

Kornwesthei
m 

2.089 223 224 16.66
6 

430 338 653 562 18.755 3,48 

Löchgau 282 53 33 3.626 101 62 154 95 3.908 3,94 

Ludwigsbur
g 

6.910 1.017 707 43.48
4 

1.210 698 2.227 1.405 50.394 4,42 

Marbach am 
Neckar 

675 82 50 8.872 276 126 358 176 9.547 3,75 

Markgröning
en 

661 79 55 8.784 299 164 378 219 9.445 4,00 

Möglingen 697 121 87 6.408 140 102 261 189 7.105 3,67 
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Mundelshei
m 

134 11 15 2.277 76 34 87 49 2.411 3,61 

Murr 634 86 72 3.956 120 77 206 149 4.590 4,49 

Oberriexing
en 

91 9 13 2.273 104 30 113 43 2.364 4,78 

Oberstenfel
d 

357 42 44 5.151 181 91 223 135 5.508 4,05 

Pleidelshei
m 

721 61 40 3.800 111 68 172 108 4.521 3,80 

Remseck 953 122 97 15.32
9 

575 345 697 442 16.282 4,28 

Sachsenhei
m 

821 92 123 11.91
0 

341 179 433 302 12.731 3,40 

Schwieberdi
ngen 

453 48 42 6.929 240 130 288 172 7.382 3,90 

Sersheim 134 16 10 3.421 122 51 138 61 3.555 3,88 

Steinheim 
an der Murr 

545 68 59 7.601 303 138 371 197 8.146 4,55 

Tamm 597 63 99 7.436 242 131 305 230 8.033 3,80 

Vaihingen 
an der Enz 

1.400 201 149 18.51
1 

700 276 901 425 19.911 4,53 

Walheim 57 4 5 2.039 94 37 98 42 2.096 4,68 

Gesamt 36.823 5.136 3.955 
306.74

8 9.816 5.358 
14.95

2 
9.313 343.57

1 
4,35 

Tabelle 1: Bestandszahlen Pkw nach Gemeinde; Eigene Darstellung (Stand 01.10.2025) 

 

3.3 Ladeinfrastruktur im Landkreis: Entwicklung und Bestandszahlen 
Parallel zur wachsenden Zahl an Elektrofahrzeugen hat sich auch die Ladeinfrastruktur im Landkreis 
kontinuierlich weiterentwickelt. Im Jahr 2022 standen 601 öffentlich  zugängliche Ladepunkte zur 
Verfügung. Bis Anfang 2026 hat sich diese Zahl auf 1.097 registrierte öffentlich zugängliche Ladepunkte 
erhöht. Dabei handelt es sich um 880 Normalladepunkte, 87 Schnellladepunkte sowie 130 HPC-
Ladepunkte. Die Ladeleistung dieser Ladepunkte beträgt insgesamt 33.595 kW.  
 
Die Stadt Ludwigsburg hat die meisten Ladepunkte aller Kommunen installiert. Im Stadtgebiet stehen 
292 öffentlich zugängliche Ladepunkte zur Verfügung. Die damit installierten 7.219 kW stellen ebenfalls 
den Spitzenwert der Kreiskommunen dar.  
 
Die einzige Gemeinde ohne Ladepunkte ist derzeit noch Hessigheim. Allerdings wird hier zeitnah eine 
Ladesäule in Verbindung mit der Schaffung eines Carsharing-Angebots in Betrieb genommen. Wenn dies 
abgeschlossen ist, verfügen alle 39 Kreiskommunen über mindestens einen Standort mit 
Ladeinfrastruktur.   
Tabelle 2 stellt die Anzahl der Ladepunkte sowie die installierte Ladeleistung je Kommune dar. Grundlage 
bilden die Daten der Bundesnetzagentur beziehungsweise des StandortTOOLs. In Einzelfällen können 
Abweichungen zwischen den erfassten und den tatsächlich vorhandenen Ladepunkten auftreten, etwa 
wenn Standorte noch nicht in den Datensätzen erfasst sind oder bereits gelistete Ladepunkte nicht mehr 
verfügbar sind. Diese Abweichungen sind jedoch geringfügig, sodass die Daten insgesamt eine 
belastbare und aussagekräftige Übersicht über die Ladeinfrastruktur im Landkreis ermöglichen. 
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Kommune  
Anzahl 

Normalladepunkte  
Anzahl 

Schnellladepunkte  
Anzahl HPC-
Ladepunkte  

Anzahl Ladepunkte 
gesamt 

Ladeleistung 
(kW) 

Affalterbach 6 0 0 6 55 
Asperg 17 1 10 28 1.085 
Benningen am 
Neckar 2 0 0 2 44 
Besigheim 10 2 0 12 168 
Bietigheim-
Bissingen 101 13 0 114 2.156 
Bönnigheim 3 2 0 5 101 
Ditzingen 43 2 4 49 804 
Eberdingen 9 0 0 9 165 
Erdmannhausen 4 0 0 4 88 
Erligheim 11 0 0 11 231 
Freiberg am 
Neckar 18 2 4 24 865 
Freudental 4 0 2 6 224 
Gemmrigheim 2 0 0 2 30 
Gerlingen 50 1 0 51 815 
Großbottwar 9 1 4 14 626 
Hemmingen 8 2 4 14 751 
Hessigheim 0 0 0 0 0 
Ingersheim 3 0 0 3 44 
Kirchheim am 
Neckar  10 1 0 11 273 
Korntal-
Münchingen 23 4 20 47 3.327 
Kornwestheim 45 8 10 63 2.750 
Löchgau 4 0 0 4 88 
Ludwigsburg 239 21 32 292 7.219 
Marbach am 
Neckar 7 2 0 9 197 
Markgröningen 26 0 2 28 652 
Möglingen 14 0 0 14 234 
Mundelsheim 1 1 0 2 72 
Murr 9 0 22 31 4.526 
Oberriexingen 4 0 0 4 77 
Oberstenfeld 2 0 0 2 44 
Pleidelsheim 12 0 0 12 225 
Remseck am 
Neckar 26 0 4 30 835 
Sachsenheim 27 4 0 31 692 
Schwieberdinge
n 70 11 4 85 1.826 
Sersheim 6 0 2 8 260 
Steinheim an 
der Murr 9 7 0 16 469 
Tamm 9 0  0 9 145 
Vaihingen an der 
Enz 33 2 6 41 1.372 
Walheim 4 0 0 4 60 
Gesamt 880 87 130 1097 33.595 

Tabelle 2: Bestand Ladeinfrastruktur nach Gemeinde; Eigene Darstellung (Stand 18.02.2026) 
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Kommune 
AFIR-Erfüllungsgrad 
in % 

installierte Ladeleistung je 
Pkw 

Installierte Ladeleistung je 
BEV 

Affalterbach 6 0,013 0,133 
Asperg 184 0,131 3,434 
Benningen am 
Neckar 14 0,011 0,237 
Besigheim 26 0,020 0,457 
Bietigheim-
Bissingen 91 0,077 1,679 
Bönnigheim 23 0,018 0,416 
Ditzingen 63 0,051 1,188 
Eberdingen 48 0,034 0,805 
Erdmannhausen 41 0,027 0,739 
Erligheim 156 0,108 2,718 
Freiberg am Neckar 105 0,079 2,035 
Freudental 169 0,131 2,872 
Gemmrigheim 13 0,010 0,227 
Gerlingen 65 0,062 1,130 
Großbottwar 190 0,113 3,402 
Hemmingen 82 0,133 1,215 
Hessigheim 0 0,000 0,000 
Ingersheim 15 0,010 0,267 
Kirchheim  111 0,071 1,808 
Korntal-
Münchingen 365 0,274 7,124 
Kornwestheim 212 0,147 4,211 
Löchgau 32 0,023 0,571 
Ludwigsburg 180 0,143 3,242 
Marbach am 
Neckar 32 0,021 0,550 
Markgröningen 98 0,069 1,725 
Möglingen 48 0,033 0,897 
Mundelsheim 47 0,030 0,828 
Murr 1170 0,986 21,971 
Oberriexingen 42 0,033 0,681 
Oberstenfeld 11 0,008 0,197 
Pleidelsheim 73 0,050 1,308 
Remseck 66 0,051 1,198 
Sachsenheim 86 0,054 1,598 
Schwieberdingen 357 0,247 6,340 
Sersheim 114 0,073 1,884 
Steinheim an der 
Murr 73 0,058 1,264 
Tamm 25 0,018 0,475 
Vaihingen an der 
Enz 91 0,069 1,523 
Walheim 37 0,029 0,612 
Gesamt 125 0,098 2,247 

Tabelle 3: Installierte Ladeleistung nach Gemeinde; Eigene Darstellung (Stand 18.02.2026) 
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4.2.2 Künftige Bedarfe im Landkreis Ludwigsburg  
Für den gesamten Landkreis ergibt sich auf Grundlage des Referenzszenarios bereits im Jahr 2026 ein 
prognostizierter Zusatzbedarf an öffentlich zugänglicher Ladeinfrastruktur von 11.806 kW. Angesichts 
des erwarteten starken Zuwachses an batterieelektrischen Pkw steigt dieser erwartete Bedarf bis 2035 
auf 91.356 kW.  
 
Die Entwicklung des prognostizierten Bedarfs im Überblick: 
¶ 2026: 11.806 kW 
¶ 2027: 21.214 kW 
¶ 2028: 31.860 kW 
¶ 2029: 41.038 kW 
¶ 2030: 51.330 kW 
¶ 2035: 91.356 kW 

 
Abbildung 17 veranschaulicht den prognostizierten Bedarf an öffentlich zugänglicher Ladeinfrastruktur 
im Jahr 2030. Der erwartete Bedarf für das Jahr 2035 ist in Abbildung 18 dargestellt.  
Eine Gesamtübersicht über die künftigen Bedarfe aller Kreiskommunen in den Jahren 2026, 2030 und 
2035 ist in Tabelle 4 zu finden 
 
  

Abbildung 16: Legende Bedarfsanzeige; Quelle: Eigene Darstellung nach 
StandortTOOL 
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Abbildung 17: Bedarfskarte Landkreis Ludwigsburg im Jahr 2030; Quelle: StandortTOOL 
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Kommune Bedarf 2026 (kW) Bedarf 2030 (kW) Bedarf 2035 (kW) 
Affalterbach 477 1.020 1.560 
Asperg 0 612 1.265 
Benningen am Neckar 155 432 703 
Besigheim 751 1.683 2.610 
Bietigheim-Bissingen 2.146 6.669 11.318 
Bönnigheim 443 978 1.497 
Ditzingen 1.664 4.004 6.412 
Eberdingen 152 474 792 
Erdmannhausen 80 265 457 
Erligheim 0 77 224 
Freiberg am Neckar 232 1.286 2.325 
Freudental 0 0 0 
Gemmrigheim 79 205 338 
Gerlingen 428 1.794 3.221 
Großbottwar 0 329 769 
Hemmingen 0 17 381 
Hessigheim 50 107 167 
Ingersheim 150 406 670 
Kirchheim  197 621 1.006 
Korntal-Münchingen 179 1.748 3.310 
Kornwestheim 0 1.421 3.550 
Löchgau 134 367 603 
Ludwigsburg 4.018 14.245 24.861 
Marbach am Neckar 789 1.757 2.692 
Markgröningen 339 1.485 2.564 
Möglingen 212 762 1.319 
Mundelsheim 21 115 213 
Murr 0 0 183 
Oberriexingen 0 78 168 
Oberstenfeld 305 716 1.100 
Pleidelsheim 66 465 879 
Remseck 88 1.140 2.158 
Sachsenheim 394 1.470 2.533 
Schwieberdingen 0 816 2.159 
Sersheim 0 227 463 
Steinheim an der Murr 0 400 845 
Tamm 432 1.102 1.750 
Vaihingen an der Enz 356 2.119 3.869 
Walheim 142 323 481 

Tabelle 4: Bedarfe nach Gemeinde; Eigene Darstellung 
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5 Empfohlene Vorgehensweise
Dieses Kapitel stellt die empfohlene Vorgehensweise für Kommunen beim Aufbau von öffentlich 
zugänglicher Ladeinfrastruktur dar und orientiert sich dabei am Leitfaden für den Aufbau öffentlicher 
Ladeinfrastruktur auf kommunalen Flächen  der KEA-BW.

5.1 Konzeption
Für einen strukturierten Ausbau der Ladeinfrastruktur ist es für Kommunen entscheidend, zunächst eine
fundierte Bestands- und Bedarfsanalyse durchzuführen. So lassen sich bestehende Versorgungslücken 
identifizieren und zukünftige Bedarfe gezielt und vorausschauend planen.
 
Auf Grundlage der Bedarfsanalyse sind klare Kriterien zur Bewertung, Auswahl und Priorisierung 
potenzieller Standorte zu definieren. Zu berücksichtigen sind dabei unter anderem die Entfernung zum 
nächsten Ladepunkt, die Netzanbindung, Erweiterungspotenziale sowie naturschutzrechtliche Aspekte. 
Hilfreich sind dabei die Standortbewertungskriterien der KEA-BW3. Um Überkapazitäten an Gemeinde- 
oder Stadtgrenzen zu vermeiden, ist eine Abstimmung mit angrenzenden Kommunen empfehlenswert. 
Für geeignete Flächen kann es zudem sinnvoll sein, Standortbeschreibungen mit spezifischen 
Rahmenbedingungen zu erstellen und diese dem Vergabeverfahren beizufügen. Hierfür kann auf einen 
von der KEA-BW bereitgestellten Steckbrief zur Standortbeschreibung zurückgegriffen werden.  
 
Beim Ausbau der Ladeinfrastruktur sind nicht nur geeignete Standorte entscheidend, sondern auch 
technische und gestalterische Anforderungen. Dazu zählen unter anderem die Festlegung von 
Ladeleistung und Ladepunkttyp (AC oder DC), die Anforderungen an Ladesäulen und Netzanschlüsse 
sowie die Integration von Last- und Lademanagementsystemen. Ein sinnvoller Mix aus Normal- und 
Schnellladeinfrastruktur ermöglicht eine bedarfsgerechte Versorgung. Auch Gestaltung, Sichtbarkeit 
und Sicherheitsaspekte der Ladeinfrastruktur sollten frühzeitig mitgedacht werden. Zudem sind die 
gesetzlichen Vorgaben der Ladesäulenverordnung (LSV), der AFIR sowie des Eichrechts zu beachten. Die 
KEA-BW unterstützt hierbei mit einer Übersicht zu den technischen Anforderungen. 
 
Der aktive Einbezug der Öffentlichkeit, etwa durch Informationsveranstaltungen, Workshops oder 
Online-Beteiligungsformate, kann die Akzeptanz für Ladeinfrastruktur vor Ort deutlich erhöhen. 
Gleichzeitig lassen sich so Bedürfnisse und Erwartungen der Bürgerinnen und Bürger frühzeitig erfassen, 
wodurch auch Hinweise zur Standortwahl und konkreten Ausgestaltung in die Planung einfließen 
können. 
 
Die Einbindung von lokalen Akteuren wie Energieversorgern, Verkehrsunternehmen und 
Immobilienentwicklern kann wichtige Beiträge zur technischen und finanziellen Umsetzung des Projekts 
leisten und Synergieeffekte ermöglichen.  
Sinnvoll ist es, Ladeinfrastruktur in bestehende Planungen zu integrieren. Dazu können beispielsweise 
Verkehrsplanung, Stadtentwicklung oder Wirtschaftsförderung zählen.  
 

5.2 Verfahren 
Der Aufbau der Ladeinfrastruktur lässt sich grundsätzlich mit vier verschiedenen Verfahren bewältigen: 
Gestattung, Dienstleistungskonzession, Dienstleistungsauftrag sowie Inhouse-Vergabe. Bevor diese im 

 
3 Der Link zu den Mustern und Vorlagen der KEA-BW findet sich in Kapitel 6.2 

https://www.kea-bw.de/fileadmin/user_upload/Nachhaltige_Mobilitaet/Wissensportal/Ladeinfrastruktur/20241219_Leitfaden_Aufbau_oeffentlicher_Ladeinfrastruktur_auf_kommunalen_Flaechen_-_KEA-BW.pdf
https://www.kea-bw.de/fileadmin/user_upload/Nachhaltige_Mobilitaet/Wissensportal/Ladeinfrastruktur/20241219_Leitfaden_Aufbau_oeffentlicher_Ladeinfrastruktur_auf_kommunalen_Flaechen_-_KEA-BW.pdf
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5.2.4 Rechtliche Voraussetzungen der Vergabephase  
In der Vergabephase sind verschiedene rechtliche Rahmenbedingungen zu beachten, insbesondere im 
Hinblick auf das Vergaberecht. Dieses stellt sicher, dass öffentliche Aufträge und Konzessionen 
transparent, diskriminierungsfrei und unter Wahrung des Wettbewerbs vergeben werden. Es regelt, unter 
welchen Voraussetzungen und in welchen Verfahren Unternehmen mit der Erbringung öffentlicher 
Dienstleistungen beauftragt werden können.   
Das Vergaberecht  findet in der Regel Anwendung bei öffentlichen Aufträgen und Konzessionen. 
Dagegen fallen reine Nutzungsrechte (Gestattungen) meist nicht unter das Vergaberecht, sofern sie 
keine Dienstleistungspflichten beinhalten. Entscheidend ist, ob ein echter Beschaffungsvorgang vorliegt 
oder lediglich die Nutzung einer Fläche gestattet wird. Solange keine Marktknappheit oder 
Einschränkung des Wettbewerbs vorliegt, ist bei bloßen Gestattungen kein formelles Vergabeverfahren 
erforderlich.  
Ab bestimmten Auftragswerten sind europaweite Vergabeverfahren zwingend durchzuführen. Für 
Dienstleistungsaufträge liegt die Schwelle bei 221.000 Euro, für Bauaufträge (Kosten der Errichtung) und 
Konzessionen (Umsatz über die Laufzeit) bei 5,538 Millionen Euro. Sind diese Schwellen überschritten, 
müssen europäische Vergabeverfahren angewendet werden.  
 
Neben dem Vergaberecht ist auch das Beihilferecht  zu beachten. Staatliche Unterstützung für den 
Aufbau und Betrieb von Ladeinfrastruktur kann als Beihilfe im Sinne des EU-Rechts gelten, wenn sie 
Unternehmen Vorteile verschafft und den Wettbewerb verfälscht. Zulässig ist staatliche Unterstützung 
dann, wenn ein Marktversagen vorliegt wie fehlendes privates Engagement, die Förderung 
verhältnismäßig ist und echte Investitionsanreize schafft. Kleine Beihilfen bis 300.000 Euro in drei Jahren 
(De-minimis-Regel) sind genehmigungsfrei, da sie als wettbewerbsneutral gelten.  
Ebenso von Bedeutung ist das Kartellrecht , um faire Marktbedingungen sicherzustellen. Wichtig ist 
insbesondere die diskriminierungsfreie Vergabe von kommunalen Flächen an verschiedene Betreiber, 
um so lokale Monopole zu vermeiden. Kommunen müssen einen fairen Marktzugang gewährleisten und 
dürfen keine Anbieter ohne sachlichen Grund ausschließen. Auch die exklusive Versorgung von 
Ladesäulen mit eigenem Strom kann als missbräuchlich gelten. Verstöße können zu Bußgeldern oder 
regulatorischen Maßnahmen führen.  
 

5.2.5 Aufbauverfahren  
Bevor eine Entscheidung über das gewählte Verfahren getroffen wird, ist es sinnvoll, eine 
Markterkundung durchzuführen, um zu prüfen, ob der Markt selbständig aktiv wird oder ein Eingreifen 
durch den öffentlichen Auftraggeber notwendig ist. Die Art des Vergabeverfahrens (Gestattung, 
Konzession oder Auftrag) muss feststehen, bevor die Vergabebekanntmachung erfolgt.  
Ist die Markterkundung erfolgreich, erfolgt die Bekanntmachung über die Vergabe einer 
Sondernutzungserlaubnis ohne Zuschuss (Gestattung). Bei erfolgloser Markterkundung erfolgt die 
Bekanntmachung über die Vergabe einer Konzession mit oder ohne Zuschuss oder eines 
Dienstleistungsauftrags.  
 
Die Gestattung  erfolgt auf Basis eines einseitigen Rechtsakts, was eine Sondernutzung oder zivil-
rechtliche Gestattung sein kann.  
Die Errichtung von Ladeinfrastruktur im öffentlichen Straßenraum stellt in der Regel eine Sondernutzung 
dar und ist somit genehmigungspflichtig. Der Antrag erfolgt durch einen Betreiber, wobei die Kommune 
nicht verpflichtet ist, die Sondernutzung zu gestatten. Sie entscheidet im Rahmen ihres pflichtgemäßen 
Ermessens, wobei ausschließlich straßenrechtliche Gesichtspunkte maßgeblich sind. 
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wird in der Regel dann angewendet, wenn die Komplexität oder der Umfang des Projekts eine genaue 
Prüfung der Unternehmen im Vorfeld erfordert. 
 
Die Ausschreibungsunterlagen müssen klar und umfassend die Anforderungen, 
Leistungsbeschreibungen, technischen Spezifikationen und Bewertungskriterien enthalten, nach denen 
die Angebote bewertet werden.  
Ein Ausschreibungsmuster stellt  die KEA-BW zur Verfügung.  
Nach der Einreichung der Angebote beginnt die Phase der Angebotsbewertung. Hierbei werden die 
Angebote anhand der zuvor festgelegten Zuschlagskriterien geprüft und bewertet. Es ist wichtig, dass die 
Bewertung transparent und nachvollziehbar erfolgt, um das Vertrauen der Bietenden in den 
Vergabeprozess zu gewährleisten und ein rechtlich belastbares Verfahren sicherzustellen. 
 

5.3 Genehmigung  
In der Genehmigungsphase wird sichergestellt, dass alle rechtlichen und behördlichen Anforderungen 
erfüllt werden. Anschließend können die notwendigen Genehmigungen für die Errichtung und den 
Betrieb der Ladeinfrastruktur erteilt werden. 
 

5.3.1 Baugenehmigung 
Für Ladeinfrastruktur im öffentlichen Raum entfällt laut herrschender Meinung die 
Baugenehmigungspflicht, da sie als Straßenzubehör gilt. Auf privaten Flächen ist die Errichtung in Baden-
Württemberg je nach Größe des Standorts nach § 50 Abs. 1 Landesbauordnung für Baden-Württemberg 
verfahrensfrei. Das Bauordnungsrecht ist stets einzuhalten.  
 

5.3.2 Genehmigungen für die Errichtung im öffentlichen Raum  
Die Entscheidung über eine Sondernutzungserlaubnis für Ladeinfrastruktur ist eine 
Ermessensentscheidung  der zuständigen Behörde. Dabei sind die Interessen der Antragstellenden 
gegenüber dem Schutz des Straßenbilds, der Verkehrssicherheit und des Verkehrsflusses abzuwägen. 
Eine Ablehnung ist nur unter straßenrechtlichen Gesichtspunkten zulässig. Ziel ist es, 
Beeinträchtigungen der öffentlichen Nutzung sowie konkurrierender Sondernutzungen zu vermeiden. 
Nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit soll die Erlaubnis mit Auflagen erteilt werden, sofern dies 
möglich ist. Eine Ermessensrichtlinie kann Konsistenz und Transparenz in der Verwaltungspraxis 
fördern. Für ein transparentes und diskriminierungsfreies Vergabeverfahren empfiehlt es sich, eine 
Leistungs- und Bewertungsmatrix öffentlich zugänglich zu machen. Die KEA-BW stellt hierfür eine 
praktische Vorlage bereit. 
 
Eine Aufbruchgenehmigung  als Form der Sondernutzungserlaubnis erlaubt es, Straßen, Gehwege oder 
andere öffentliche Flächen für die Verlegung von Kabeln, den Anschluss an das Stromnetz oder die 
Installation von Ladesäulen aufzubrechen. Sie wird von der zuständigen Straßenbaubehörde erteilt und 
ist oft mit spezifischen Auflagen verbunden, um sicherzustellen, dass die öffentliche Infrastruktur nicht 
beeinträchtigt und nach Abschluss der Arbeiten ordnungsgemäß wiederhergestellt wird. 
 
Die Sondernutzungserlaubnis wird notwendig, wenn Ladepunkte auf öffentlichen Flächen installiert 
werden. Die Erlaubnis wird auf Grundlage der Sondernutzungssatzung einer Kommune erteilt, sofern 
diese vorhanden ist. Diese Satzung bestimmt für welche Zwecke öffentliche Flächen genutzt werden 
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Abbildung 19 zeigt beispielhafte Umsetzungen von Beschilderungen und Bodenmarkierungen; sie sind 
nicht abschließend. 
Die konkrete Ausgestaltung ist stets im Rahmen einer verkehrsrechtlichen Anordnung mit der 
zuständigen Straßenverkehrsbehörde abzustimmen und hängt vom jeweiligen Standort der Ladesäule 
ab. Dabei besteht ein gewisser Spielraum, um auf örtliche Gegebenheiten sowie spezifische Bedürfnisse 
der Kommune einzugehen. 

 
Nach der Errichtung beginnt die Betriebsphase , in der ein reibungsloser und zuverlässiger Betrieb der 
Ladeinfrastruktur sichergestellt werden muss. Der Betreiber ist für Wartung, Instandhaltung und die 
Einhaltung aller Vorgaben verantwortlich, während die Kommune dies kontrolliert. Zudem muss die 
Infrastruktur im Meldeportal der Bundesnetzagentur registriert werden. 

Abbildung 19: Beispiele für Verkehrskennzeichen an Ladeinfrastruktur; Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Katalog der 
Verkehrskennzeichen (vzkat.de) 



https://nationale-leitstelle.de/wp-content/uploads/2025/06/Aktualisierung-Leitfaden-Ladeinfrastruktur-Kommunen_web.pdf
https://www.now-gmbh.de/wp-content/uploads/2024/06/Leitfaden-Ladeinfrastruktur-in-Kommune-aufbauen.pdf
https://nationale-leitstelle.de/wp-content/uploads/2024/08/20240807_Leitfaden-Ladeinfrastruktur-in-Kommune-aufbauen_ExecutiveSummary.pdf
https://nationale-leitstelle.de/wp-content/uploads/2024/12/20241216_Mustermassnahmen-LMP_Nationale-Leitstelle-Ladeinfrastruktur.pdf
https://nationale-leitstelle.de/wp-content/uploads/2024/12/20241216_Mustermassnahmen-LMP_Nationale-Leitstelle-Ladeinfrastruktur.pdf
https://www.kea-bw.de/fileadmin/user_upload/Nachhaltige_Mobilitaet/Wissensportal/Ladeinfrastruktur/20241219_Leitfaden_Aufbau_oeffentlicher_Ladeinfrastruktur_auf_kommunalen_Flaechen_-_KEA-BW.pdf
https://www.kea-bw.de/fileadmin/user_upload/Nachhaltige_Mobilitaet/Wissensportal/Ladeinfrastruktur/20241219_Leitfaden_Aufbau_oeffentlicher_Ladeinfrastruktur_auf_kommunalen_Flaechen_-_KEA-BW.pdf
https://www.kea-bw.de/fileadmin/user_upload/Nachhaltige_Mobilitaet/Wissensportal/Ladeinfrastruktur/20241219_Leitfaden_Aufbau_oeffentlicher_Ladeinfrastruktur_auf_kommunalen_Flaechen_-_KEA-BW.pdf
https://www.kea-bw.de/fileadmin/user_upload/Nachhaltige_Mobilitaet/Wissensportal/Ladeinfrastruktur/20241219_Leitfaden_Aufbau_oeffentlicher_Ladeinfrastruktur_auf_kommunalen_Flaechen_-_KEA-BW.pdf
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4) Sondernutzungssatzung über die Sondernutzung des öffentlichen Straßenraums für 
Ladeinfrastruktur  

5) Richtlinie zur Errichtung von Ladeinfrastruktur im öffentlichen Raum  
6) Betriebskonzept zum Antrag auf Sondernutzung das die sichere, störungsfreie und 

kommunalverträgliche Nutzung der Ladeeinrichtungen gewährleistet und im Einklang mit den 
gesetzlichen und kommunalen Anforderungen erfolgt. 

7) Ausschreibungsunterlagen mit den Grundlagen und Bedingungen der Ausschreibung für 
Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge im öffentlichen Raum. 

8) Vorlage für eine Bewertungsmatrix zur Auswahl von Anbietern für Ladeinfrastruktur im 
öffentlichen Raum.  

9) Muster einer Sondernutzungserlaubnis zur Errichtung und zum Betrieb von Ladeinfrastruktur.  
10) Gestattungsvertrag für den Aufbau und den Betrieb von Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge 

zum Laden im öffentlichen Raum.  
 
Weitere Ausschreibungsmuster stellt die Nationale Leitstelle Ladeinfrastruktur zur Verfügung. Diese 
können hier  angefragt werden.  
 

6.3 Toolbox der Nationalen Leitstelle Ladeinfrastruktur 
6.3.1 LadeLernTOOL 

Das LernLadeTOOL der Nationalen Leitstelle Ladeinfrastruktur ist ein interaktives E-Learning-Angebot, 
das Grundlagenwissen rund um den Aufbau und Betrieb von Ladeinfrastruktur vermittelt. Es richtet sich 
insbesondere an kommunale Mitarbeitende und unterstützt praxisnah mit Modulen zu Planung, 
Genehmigung, Betrieb und Förderung von Ladepunkten. Ziel ist es, den Wissenstransfer zu stärken und 
den Ausbau der Ladeinfrastruktur fachlich zu begleiten. 
 

6.3.2 FlächenTOOL 
Das FlächenTOOL der Nationalen Leitstelle Ladeinfrastruktur ist eine digitale Plattform, auf der 
Kommunen, Unternehmen und Privatpersonen geeignete Liegenschaften für öffentliche 
Ladeinfrastruktur bereitstellen können. Ladeinfrastrukturbetreibende erhalten darüber Zugriff auf 
potenzielle Standorte und können direkt Kontakt aufnehmen. Ziel ist es, die Flächenakquise für den 
Ladeinfrastrukturausbau zu erleichtern und Investitionen zu beschleunigen. 
Es ist zu empfehlen, als Kommune einen vorgeprüften Standort unabhängig von der gewählten 
Vergabeart ins FlächenTOOL einzutragen. So kann bei Betreibern eine möglichst große Aufmerksamkeit 
für die Standorte erreicht werden.  
Ergänzt wird das FlächenTOOL durch den FlächenCHECK, der sich insbesondere an Länder und 
Kommunen richtet. Mit Hilfe der Checkliste und Prüfkriterien können Liegenschaften auf ihre Eignung für 
die Errichtung von öffentlich zugänglicher Ladeinfrastruktur geprüft und identifiziert werden. 
 

6.3.3 StandortTOOL 
Das StandortTOOL ist ein datenbasiertes Planungsinstrument, das Kommunen und Planenden hilft, den 
zukünftigen Bedarf an Ladeinfrastruktur zu ermitteln. Es basiert auf Modellierungen zu Fahrzeugbestand, 
Fahrverhalten und Ladeverhalten und ermöglicht eine fundierte Standortplanung für öffentlich 
zugängliche Ladepunkte. Die Auswertungen sind auf verschiedenen Gebietseinheiten verfügbar und 

https://nationale-leitstelle.de/downloads/ausschreibungsmuster/
https://www.ladelerntool.de/
https://flaechentool.de/
https://standorttool.de/


https://masterplantool.de/
https://vm.baden-wuerttemberg.de/de/politik-zukunft/elektromobilitaet/foerderung-elektromobilitaet/ladeinfrastrukturfoerderung-chargebw
https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/Themenportal/Wirtschaft/Foerderprogramme/_DocumentLibraries/LGVFG_2025/Anlagen_KStB/VwV-LGVFG_-_Anlage_1e_Netzanschluss_Februar_2025_barrierefrei.pdf
https://www.kea-bw.de/foerderdatenbank
http://www.kea-bw.de/foerderdatenbank/detail/personalstellenfoerderung-nachhaltige-mobilitaet
http://www.kea-bw.de/foerderdatenbank/detail/personalstellenfoerderung-nachhaltige-mobilitaet
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Vorhaben begrenzt. Tiefergehende Informationen finden sich unter rp.baden -
wuerttemberg.de/themen/wirtschaft/foerderungen/fb88/foerderung -qualifizierter -
fachkonzepte/ .  
 

7 Maßnahmen der Kreisverwaltung zur 
Unterstützung des Ladeinfrastruktur -
Ausbaus  

Das vorliegende Konzept sowie die dazugehörigen Kommunensteckbriefe bilden die Grundlage für eine 
weiterführende Unterstützung zentraler Akteure im Bereich Elektromobilität und Ladeinfrastruktur im 
Landkreis. Darauf aufbauend wurden Maßnahmen entwickelt, die die Kreisverwaltung schrittweise 
umsetzen und gemeinsam mit relevanten Akteuren weiter konkretisieren wird. 
 
Die Maßnahmen definieren einen strategischen Rahmen für das weitere Vorgehen im Landkreis und 
werden im Dialog mit den beteiligten Akteuren bedarfsorientiert ausgestaltet. 
 
Im Mittelpunkt stehen dabei die Kommunen, die beim Ausbau kommunaler Ladeinfrastruktur gezielt 
unterstützt werden sollen. Darüber hinaus werden auch Unterstützungsangebote für Bürgerinnen und 
Bürger sowie für Unternehmen entwickelt. 
 
Die nachfolgenden Maßnahmen gliedern sich in vier Handlungsfelder und werden zunächst im Überblick 
dargestellt sowie anschließend näher erläutert: 
 

1. Fachliche Unterstützung und Prozessbegleitung  
1.1. Standortberatung 
1.2. Unterstützung Vergabeverfahren  
1.3. Öffentlichkeitsarbeit  

2. Koordination und Vernetzung  
2.1. Vernetzungsmöglichkeiten schaffen 
2.2. Kooperation mit privaten Akteuren  

3. Interne Umsetzung  
3.1. Umsetzung GEIG innerhalb der Kreisverwaltung 

4. Strategische Beobachtung  
4.1. Monitoring 
4.2. Aktualisierung Bedarfsprognose 
4.3. Monitoring Schwerlastverkehr  

 
  

https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/wirtschaft/foerderungen/fb88/foerderung-qualifizierter-fachkonzepte/
https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/wirtschaft/foerderungen/fb88/foerderung-qualifizierter-fachkonzepte/
https://rp.baden-wuerttemberg.de/themen/wirtschaft/foerderungen/fb88/foerderung-qualifizierter-fachkonzepte/
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Fachliche 
Fachliche Unterstützung und Prozessbegleitung  

Standortberatung  
 

 
 

 
 
 
 
 
Beschreibung : 
Für einen zielgerichteten und bedarfsgerechten Ausbau der Ladeinfrastruktur in den Kommunen ist die 
Identifikation geeigneter Standorte von zentraler Bedeutung. Nur wenn potenzielle Standorte mit hohem 
Nachfragepotenzial frühzeitig erkannt und systematisch bewertet werden, kann der Aufbau effizient, 
wirtschaftlich und nutzerorientiert erfolgen. 
 
Die Kreisverwaltung unterstützt die Städte und Gemeinden im Landkreis bei der Standortbewertung 
durch folgende Maßnahmen:  
 
¶ die Organisation einer Informationsveranstaltung, in der das grundsätzliche Vorgehen bei der 

Standortsuche erläutert, relevante Bewertungskriterien vorgestellt und typische Fragestellungen 
aus der Praxis aufgegriffen werden, 

¶ vertiefte Standortberatung für interessierte Kommunen, die je nach Bedarf digital oder vor Ort 
erfolgt und dazu dient, konkrete geplante oder potenzielle Standorte gemeinsam zu bewerten und 
einzuordnen. Im Rahmen der Beratung werden unter anderem die dominierenden 
Wohntypologien im Umfeld sowie die Nähe zu bestehender Ladeinfrastruktur und Orten mit 
besonderem Aufenthalts- oder Mobilitätsbezug betrachtet.  
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Fachliche Unterstützung und Prozessbegleitung  

Unterstützung Vergabeverfahren  

 

 
 

Fachliche 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschreibung : 
Ein wesentlicher, jedoch häufig komplexer Schritt beim Aufbau von Ladeinfrastruktur ist die 
Durchführung eines geeigneten Vergabeverfahrens. Abhängig von Zielsetzung, Standorttyp und 
angestrebtem Betreibermodell stehen den Kommunen verschiedene vergaberechtliche Wege offen. 
Dabei ist die Wahl eines rechtssicheren und zugleich praktikablen Verfahrens entscheidend für eine 
erfolgreiche Umsetzung. 
 
Die Kreisverwaltung begleitet die Kommunen im Landkreis Ludwigsburg bei diesem Schritt durch 
unterschiedliche Unterstützungsangebote: 
 
¶ Bereitstellung von Erfahrungswerten und Hinweisen zu Best-Practice-Beispielen, 
¶ Weitergabe von Informationen zu externen Beratungsangeboten und spezialisierten Fachstellen, 
¶ Durchführung einer Online-Informationsveranstaltung, die zentrale rechtliche Fragestellungen 

und typische Herausforderungen der Kommunen im Zusammenhang mit Vergabeverfahren 
aufgreift, 

¶ Prüfung des Interesses der Kreiskommunen an einer gemeinsamen Ausschreibung sowie 
Übernahme einer koordinierenden Rolle bei der Vorbereitung des Verfahrens.  

 
Hinweis: Das Landratsamt Ludwigsburg kann und darf keine verbindliche Rechtsberatung leisten. Die 
angebotene Unterstützung beschränkt sich auf Recherche, Information und Weiterleitung von Wissen 
und Kontakten, etwa zu spezialisierten Vergabestellen, juristischen Fachstellen oder externen Beratern. 
Gerne teilen wir auch unsere eigenen Erfahrungen und Einschätzungen, weisen jedoch ausdrücklich 
darauf hin, dass diese nicht als rechtlich verbindlich zu verstehen sind.  
  





https://netzwerk.leacloud.de/index.php?r=dashboard%2Fdashboard
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Koordination und Vernetzung  

Kooperation mit privaten  Akteuren  

 

 
 

Interne 
 
 

 

 

 

Beschreibung  
Eine flächendeckende Ladeinfrastruktur kann nur gelingen, wenn neben dem öffentlichen Raum auch 
private und halböffentliche Flächen einbezogen werden, beispielsweise Parkplätze von 
Einzelhandelsstandorten, Betrieben, Mehrfamilienhäusern oder Freizeiteinrichtungen. Private Akteure 
leisten damit einen wesentlichen Beitrag zur Gesamtversorgung im Landkreis. 
 
Die Kreisverwaltung verfolgt das Ziel, diese Akteursgruppen zu informieren und unterstützend zu 
begleiten. Dabei werden folgende Handlungsansätze verfolgt: 
 
¶ Zielgruppenspezifische Informationen : Durchführung von Online-

Informationsveranstaltungen für Bürgerinnen und Bürger (z.B. Ladeinfrastruktur am privaten 
Stellplatz, in Wohnungseigentümergemeinschaften oder im Mietverhältnis) sowie Bereitstellung 
fachlicher Hinweise und Informationen für Betriebe und Einrichtungen mit Kunden- oder 
Mitarbeitendenverkehr. 

¶ Fachliche Erstinformation : Das Landratsamt steht als Kontaktstelle für allgemeine Hinweise zu 
Planung, Fördermöglichkeiten und Rahmenbedingungen zur Verfügung und vermittelt bei Bedarf 
an zuständige Stellen oder weiterführende Informationsquellen. 

¶ Unterstützung der Kommunen bei der Einbindung privater Flächen: Erstellung und 
Bereitstellung einer standardisierten Mustervorlage für Kommunen, mit der gemäß § 12 LMG 
Informationen bei privaten Flächeneigentümern abgefragt werden können. 

¶ Informationsplattform und Verbreitung : Als zentrale Plattform zur Bündelung der 
Informationen dient die Homepage des Landkreises. Dort werden im Bereich Elektromobilität 
neben Kommunen ausdrücklich auch Privatpersonen und Unternehmen adressiert. Ergänzend 
erfolgt die Verbreitung relevanter Informationen über weitere Kanäle, beispielsweise über den 
Newsletter der Wirtschaftsförderung des Landkreises.  
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Interne Umsetzung  

Umsetzung GEIG innerhalb der Kreisverwaltung  

 

 
 

 
 
 

 

 

 

Beschreibung:  
Das Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur -Gesetz (GEIG) verpflichtet Eigentümerinnen und 
Eigentümer bestimmter Gebäude beim Neubau sowie bei größeren Renovierungen zur Schaffung von 
Voraussetzungen für Ladeinfrastruktur. Dies gilt auch für Gebäude in öffentlicher Hand. Die konkrete 
bauliche Umsetzung der GEIG-Vorgaben liegt innerhalb der Kreisverwaltung bei den jeweils zuständigen 
Fachbereichen. 
 
Zur Unterstützung der für die interne Umsetzung zuständigen Fachbereiche werden folgende 
Maßnahmen durchgeführt:  
 
¶ die Beobachtung gesetzlicher und fachlicher Weiterentwicklungen im Zusammenhang mit dem 

GEIG, 
¶ die Weitergabe relevanter Informationen und Änderungen an die zuständigen internen 

Fachbereiche, 
¶ die Sensibilisierung für die Bedeutung von Ladeinfrastruktur im Kontext von Bau- und 

Sanierungsmaßnahmen an kreiseigenen Liegenschaften. 
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Strategische 

              
       
              
  
 
 
 
Beschreibung : 
Der Ausbau der Ladeinfrastruktur im Landkreis erfolgt dezentral durch unterschiedliche Akteure und 
unterliegt einer dynamischen Entwicklung. Um ein aktuelles Lagebild zu erhalten und 
Unterstützungsbedarfe frühzeitig zu erkennen, führt die Kreisverwaltung ein kontinuierliches Monitoring 
der Entwicklung im Landkreis durch. 
 
Im Rahmen dieses Monitorings wird insbesondere beobachtet, 
 
¶ wie sich Anzahl und räumliche Verteilung öffentlich zugänglicher Ladepunkte im Landkreis 

entwickeln, 
¶ wie sich der Bestand an Elektrofahrzeugen verändert, 
¶ in welchen Kommunen ein besonders dynamischer oder zurückhaltender Ausbau stattfindet, 
¶ sowie welche praktischen Herausforderungen sich im Austausch mit den Kommunen zeigen. 

 
Grundlage sind öffentlich verfügbare Daten (z. B. Ladesäulenregister der Bundesnetzagentur, 
Zulassungszahlen) sowie qualitative Rückmeldungen u.a. aus den kommunalen Austauschformaten. 
 
Das Monitoring dient der internen fachlichen Einordnung und Weiterentwicklung der 
Unterstützungsangebote der Kreisverwaltung. 
  

Strategische Beobachtung  

Monitoring  

 

Oip+ 

 

 

 
 
 

Strategische Beobachtung  

Monitoring  

 

Oip+ 

 

 

 
 
 

Strategische Beobachtung  

Monitoring  
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Strategisch

 

        
              
          
 
 
 
Beschreibung:  
Die Entwicklung der Elektromobilität ist dynamisch und kann durch politische, wirtschaftliche oder 
gesellschaftliche Einflüsse erheblich beschleunigt oder verlangsamt werden. Entsprechend ist es 
möglich, dass sich heutige Annahmen und Prognosen mit der Zeit verändern. 
 
Um das Konzept an aktuelle Entwicklungen anzupassen und so fachlich valide zu halten, setzt die 
Kreisverwaltung folgende Schritte um:  
 
¶ kontinuierliche Beobachtung der Entwicklungen im Bereich Elektromobilität, 
¶ regelmäßige Überprüfung der im Konzept verwendeten Bedarfszahlen auf Grundlage der jeweils 

aktuellen Daten des StandortTOOLs, 
¶ Aktualisierung der Bedarfsprognose bei signifikanten Veränderungen der Datengrundlage. 

 
Durch dieses Vorgehen bleiben das Konzept sowie die Kommunensteckbriefe flexibel und 
anpassungsfähig, wodurch sie langfristig als Grundlage für den strategischen Ausbau der 
Ladeinfrastruktur im Landkreis dienen.  
 
 

Strategische Beobachtung  

Aktualisierung Bedarfsprognose  

 

Oip+ 

 

 

 
 
 

Strategische Beobachtung  

Aktualisierung Bedarfsprognose  

 

Oip+ 

 

 

 
 
 

Strategische Beobachtung  

Aktualisierung Bedarfsprognose  
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Im Rahmen der im April 2025 durchgeführten Online-Umfrage unter den Kreiskommunen wurde das 
Interesse an einem Kommunensteckbrief abgefragt. 21 der Kreiskommunen äußerten den Wunsch, 
einen solchen Steckbrief für ihre Stadt oder Gemeinde erhalten zu wollen (siehe Abbildung 21). 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 21: Kommunen mit Steckbrief; Eigene Darstellung 
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1 Auf einen Blick  
Bestand Elektromobilität  
× 1316 BEV / 224 PHEV (01.10.2025) 
× Starker Anstieg der BEV seit 2017 von neun auf 316 
× Gesamtanteil BEV am Pkw-Bestand 3,8 % 
 
Bestand  Ladeinfrastruktur   
× 1.085 kW installierte Ladeleistung 
× Aktueller Bedarf gedeckt  
 
Bedarfsprognose  öffentlich  zugänglicher Ladeinfrastruktur  
× 22026: zunächst kein bzw. geringer Zusatzbedarf 
× 2035: 1.265 kW   
 
Schwerpunkte künftiger Bedarfe  
× Bereich mit höchstem Bedarf zwischen Panoramastraße und Eglosheimer Straße  
× Bereich mit erhöhtem Bedarf rund um die Markgröninger Straße wird durch aktuelle 

Ausbaupläne bereits gut abgedeckt 
 
Potenzialflächen  
× Halb-öffentlich: LIDL (Im Erle 1), EDEKA (Ruhrstraße) 
× Öffentlich: Bahnhof, Berliner Straße, Kleinturnhalle, Sportanlage Osterholz 
 
Nächste mögliche Schritte  
× Abfrage nach § 12 Landesmobilitätsgesetz (LMG) beim Betreiber von 

Elektrizitätsversorgungsnetzen durch die Kommune zu Lage und Art vorhandener 
Ladeinfrastruktur sowie entsprechenden Daten für in den nächsten zwei Jahren geplante 
Ladeinfrastruktur  

× Abfrage nach § 12 LMG bei Eigentümern privater Grundstücke durch die Kommune zu 
Lage und Art vorhandener Ladeinfrastruktur sowie entsprechenden Daten für in den 
nächsten zwei Jahren geplante Ladeinfrastruktur  

× Ausbaupläne privater Akteure sollten bei der exakten Standortsuche berücksichtigt 
werden  

× Orientierung an den Bedarfsrastern zur Identifikation von Handlungsräumen: Fokus auf 
die Zonen mit mittlerem prognostiziertem Bedarf & Abgleich mit Standorten des 
städtischen E-Mobilitätskonzepts 

× Machbarkeitsprüfung und Bewertung von konkreten Standorten 

 
1 BEV = Battery Electric Vehicle (vollelektrisches Fahrzeug); PHEV = Plug-In Hybrid Electric Vehicle (Plug-in 
Hybrid)  
2 Geringer Bedarf = 0 т 50 kW; mittlerer Bedarf = 50 т 500 kW; hoher Bedarf = ab 500 kW  
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2 Kommunenstruktur  
Asperg hat ca.  14.000 Einwohner, die sich auf knapp 8.800 Haushalte verteilen.  
Die Fläche der Stadt beträgt 5,8 km².  
 
Die Zahl der Einpendler beträgt 2.837, die Zahl der Auspendler 5.356. Zusätzlich kommen 575 
Binnenpendler hinzu. Somit finden täglich 8.768 Pendlerbewegungen in Asperg statt3.  
 
Durch die Linie S5 (Bietigheim т Stuttgart) ist Asperg an das Stuttgarter S-Bahn-Netz 
angeschlossen und ca. 20 Minuten Fahrzeit vom Stuttgarter Hauptbahnhof entfernt.  
Über die Anschlussstellen Ludwigsburg-Nord und Ludwigsburg-Süd ist Asperg zudem von 
der Bundesautobahn 81 aus in wenigen Minuten erreichbar.  
 
Asperg grenzt direkt an die Städte Ludwigsburg und Tamm.  
 

3 Bestandsanalyse  
3.1 Kommunenumfrage  

Die Kommunenumfrage zum Thema E-Mobilität und Ladeinfrastruktur ergab, dass diesem 
Themenfeld in Asperg derzeit eine hohe Relevanz beigemessen wird. Dies zeigt sich auch 
darin, dass seitens aller abgefragten Akteure (Politik, Verwaltung, Bürger, Unternehmen, 
lokale Energieversorger/Ladeinfrastrukturbetreiber) der Wunsch besteht, den 
Ladeinfrastrukturausbau in Asperg voranzutreiben. 
Die Stadt bearbeitet das Themengebiet bereits aktiv und plant die Umsetzung des Asperger 
Ladeinfrastruktur-Konzepts bis 2030.  
Das größte Potenzial beim Ausbau der Ladeinfrastruktur wird im halb-öffentlichen Bereich 
gesehen.  
 

3.2 Elektromobilität 
Mit Stand zum 1. Oktober 2025 sind in Asperg insgesamt 316 batterieelektrische Fahrzeuge 
(BEV) und 224 Plug-in-Hybride (PHEV) zugelassen. Damit übersteigen die rein elektrisch 
betriebenen Fahrzeuge erstmals die Zahl der Plug-in-Hybride.  
Die Entwicklung der vergangenen Jahre zeigt ein dynamisches Wachstum: 
Noch im Jahr 2017 waren in Asperg lediglich neun BEV und zehn PHEV registriert. Bis zum Jahr 
2021 hatte sich die Zahl der rein elektrischen Fahrzeuge auf 102 BEV erhöht, während 166 
PHEV zugelassen waren. Seitdem hat sich der Bestand vollelektrischer Fahrzeuge 
verdreifacht. 
Der Gesamtanteil von BEV am Pkw-Bestand in Asperg beträgt 3,8 %. Der Anteil gewerblicher 
BEV beträgt 10,3 % (77 Pkw), der Anteil privater vollelektrischer Pkw 3,2 % (239 Pkw).  
 

 
3 Quelle: Pendleratlas 2025; www.pendleratlas.de/baden-wuerttemberg/landkreis-ludwigsburg/asperg/ 
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3.3 Ladeinfrastruktur 
In Asperg gibt es aktuell 28 öffentlich  zugängliche Ladepunkte. Dabei handelt es sich um 17 
Normalladepunkte, einen Schnellladepunkt sowie zehn HPC-Ladepunkte4.  
Die Ladeleistung aller Ladepunkte beträgt 1.085 kW, womit sich die installierte Ladeleistung 
in Asperg seit 2023 verdoppelt hat.  
 
Der Kommunensteckbrief legt den Fokus auf die (halb-)öffentliche Ladeinfrastruktur, da 
Kommunen hier die größten Handlungsspielräume haben. Gleichwohl bleibt private 
Ladeinfrastruktur ebenfalls von Bedeutung und sollte in der Ausbauplanung mitgedacht 
werden.  
Die im Steckbrief dargestellten Bestands- und Entwicklungsbetrachtungen beziehen sich 
zudem ausschließlich auf den Pkw-Verkehr. Ladeinfrastruktur für weitere Fahrzeugklassen, 
insbesondere für Nutzfahrzeuge, ist nicht Gegenstand dieser Betrachtung, bleibt jedoch ein 
relevantes Themenfeld. Der Landkreis beobachtet die aktuellen Entwicklungen und prüft, wie 
Kommunen künftig auch in diesem Bereich durch geeignete Unterstützungsangebote 
begleitet werden können. 
  
An folgenden Standorten besteht aktuell Ladeinfrastruktur:  
 
× Bahnhofsstraße  

SWLB Mobilität GmbH 
2 Normalladepunkte  
 

× Berliner Straße 22 
SWLB Mobilität GmbH 
2 Normalladepunkte  
 

× Alleenstraße  
SWLB Mobilität GmbH 
2 Normalladepunkte  
 

× Lehenstraße 5 
SWLB Mobilität GmbH 
2 Normalladepunkte 
 

× Neckarstraße 22 
SWLB Mobilität GmbH 
2 Normalladepunkte 
 

× Ludwigsburger Straße 1 
Shell Deutschland GmbH 
2 HPC-Ladepunkte   

 
4 Normalladepunkte ӅШΞΞШťì; Schnellladepunkte > 22 kW - < 150 kW; HPC-Ladepunkte ӄШΝΡΜШťì  
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× Ludwigstraße 1 
EnBW mobility+ AG und Co. KG 
2 Normalladepunkte 
 

× Eglosheimer Straße  
SWLB Mobilität GmbH 
2 Normalladepunkte 
 

× Eglosheimer Straße 75 
EnBW mobility+ AG und Co. KG 
4 HPC-Ladepunkte  
 

× Eglosheimer Straße 72 
Shell Deutschland GmbH 
4 HPC-Ladepunkte 
 

× Zeissstraße 2 
Autohaus Heermann und Rhein GmbH 
3 Normalladepunkte & 1 Schnellladepunkt 

 
Weitere Ladepunkte befinden sich derzeit in Planung. Diese sollen am Bahnhof, bei der 
Michaelskirche sowie gegenüber dem Post-Service entstehen.  
 
Die Stadt Asperg ist mit der aktuell vorhandenen Ladeinfrastruktur bereits gut aufgestellt. Der 
derzeitige Bedarf an öffentlichen Lademöglichkeiten wird vollständig abgedeckt, was vor 
allem an mehreren Schnellladeeinrichtungen mit hohen Ladeleistungen liegt. Eine 
ausgewogene Verteilung von Normal- und Schnellladeeinrichtungen sorgt für eine 
bedarfsgerechte und nutzerfreundliche Ladeinfrastruktur. 
 

3.4 Stromnetz 
§ 12 des Landesmobilitätsgesetzes Baden-Württemberg ermöglicht es neben dem 
Ministerium für Verkehr auch den Gemeinden, bei Betreibern von 
Elektrizitätsversorgungsnetzen und Eigentümern privater Grundstücke Auskünfte über 
Standort und Art bestehender Ladeinfrastruktur sowie über in den kommenden zwei Jahren 
geplante Anlagen einzuholen. 
Kommunen sollten von dieser Möglichkeit Gebrauch machen, um so eine breitere 
Datenbasis über vorhandene sowie geplante Ladeinfrastruktur zu erhalten. Insbesondere die 
Kenntnisse über vorhandene Ladeinfrastruktur im privaten Raum können neue Erkenntnisse 
für die Planung von Ladeinfrastruktur bringen. 
 
Der Verteilnetzbetreiber in Asperg ist die Netze BW GmbH. Im Rahmen der Konzepterstellung 
fand bereits ein erster Austausch statt. Netze BW betonte dabei, den bedarfsgerechten 
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Ausbau der Ladeinfrastruktur in den Kommunen т und damit auch in Asperg т eng begleiten 
zu wollen. 
In den grundsätzlichen Planungsüberlegungen berücksichtigt der Netzbetreiber die 
erwarteten Lastzuwächse, die unter anderem durch den Hochlauf der Elektromobilität 
entstehen. Konkrete Netzverstärkungen oder Netzausbau-Maßnahmen können jedoch erst 
dann umgesetzt werden, wenn tatsächliche Leistungsbedarfsveränderungen vorliegen, etwa 
durch verbindliche Netzanschlussanfragen oder durch Meldungen von Netzkunden. Ob ein 
Netzausbau notwendig ist oder ob alternative Maßnahmen wie digitale Steuerungen oder 
Lastverschiebungen ausreichen, lässt sich daher erst nach Kenntnis der realen 
Entwicklungen beurteilen. Grundlage dafür bildet auch § 11 Energiewirtschaftsgesetz 
(EnWG), der einen sicheren und wirtschaftlichen Netzbetrieb vorschreibt: Notwendige 
Maßnahmen müssen umgesetzt, unnötige hingegen vermieden werden.  
Insbesondere bei größeren Ladeparks mit höheren Leistungen sollte die Kommune frühzeitig 
mit dem Verteilnetzbetreiber in Kontakt treten, um die Anschlussoptionen an das öffentliche 
Netz zu besprechen.  
 
Für größere Vorhaben, insbesondere Ladeparks mit hohen Leistungen, wird empfohlen, 
frühzeitig den Austausch mit Netze BW zu suchen. So können Anschlussoptionen und 
mögliche Netzanforderungen rechtzeitig abgestimmt werden. 
Gemäß § 14a EnWG können private (nicht-öffentliche) Ladestationen ohne Genehmigung des 
Netzbetreibers angeschlossen werden, müssen jedoch zuvor angemeldet werden. Der 
Netzbetreiber darf die Ladeleistung bei einer drohenden Überlastung zeitweise reduzieren, 
ist anschließend jedoch verpflichtet, das Netz so auszubauen, dass die Anlage voll nutzbar 
ist. Daher ist es wichtig, dass alle privaten Ladepunkte über die Homepage von Netze BW 
ordnungsgemäß angemeldet werden, um erforderliche Netzverstärkungen frühzeitig planen 
und umsetzen zu können.  
 
Informationen zum Stromnetz stellt Netze BW den Kommunen über die KommunalPlattform  
bereit. Besonders relevant sind dabei zwei Module: 
 
fůШ~ŸĬƨũШјNetzentwicklung љШƽŔƖĬШĬŔĲШ ƨƚũċƚƣƨŰŊƚƓƖŸŊŰŸƚĲШŉƬƖШĬċƚШÉƣƖŸůŰĲƣǍШċƨŉШ7ċƚŔƚШĬĲƖШ
Klimaschutzziele des Landes Baden-Württemberg aufgezeigt, das bis 2040 Netto-
Treibhausgasneutralität erreichen möchte. Die Prognosen der benötigten PV-Anlagen, 
Ladestationen und Wärmepumpen orientieren sich am Klimaneutralitätsszenario des 
 ĲƣǍĲŰƣƽŔĦťũƨŰŊƚƓũċŰƚШ ыÉǍĲŰċƖŔŸШ 7о9ЯШ ΞΜΠΡьШ ƚŸƽŔĲШ ċŰШ ĬĲƖШ ÉƣƨĬŔĲШ ј7ċĬĲŰ-Württemberg 
ťũŔůċŰĲƨƣƖċũШ ΞΜΠΜљШ ĬĲƖШ ÂũċƣƣŉŸƖůШ EƖŰĲƨĲƖĤċƖĲШ EŰĲƖŊŔĲŰ. Die Kommunen können damit 
frühzeitig erkennen, wie sich der Hochlauf dieser Technologien auf ihr örtliches Stromnetz 
auswirkt.  
 
?ċƚШ~ŸĬƨũШјEnergiedaten und Netzinformationen љШzeigt in einer Gemarkungskarte die bei 
Netze BW gemeldete Ladeinfrastruktur. Kommunen erhalten so einen Überblick über die 
bestehende Ladeinfrastruktur. Darüber hinaus enthält das Modul eine grafische Darstellung 
der Entwicklung der installierten Ladeleistung, der Anzahl der Ladepunkte und der Anzahl der 
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Ladestandorte sowie der Entwicklung der Elektrofahrzeuge der letzten Jahre. Diese 
fŰŉŸƖůċƣŔŸŰĲŰШƚƣĲőĲŰШċƨĦőШŔůШјEnergiemonitor љШǍƨůШ?ŸƽŰũŸċĬШĤĲƖĲŔƣЮШ 
 

4 Bedarfsanalyse  
Die bestehende Ladeinfrastruktur deckt den Bedarf in Asperg derzeit vollständig ab. Ab dem 
Jahr 2027 entsteht erstmals ein zusätzlicher Bedarf an öffentlich zugänglicher 
Ladeinfrastruktur in Höhe von 122 kW. Dieser steigt bis 2030 auf 612 kW und erhöht sich bis 
2035 weiter auf 1.265 kW.  
 
Die Datengrundlage der dargestellten Bedarfswerte bilden Berechnungen des 
StandortTOOLs der Nationalen Leitstelle Ladeinfrastruktur. Die Stadt Asperg verfügt darüber 
hinaus über eine eigene Studie, die auch die Ermittlung künftiger Bedarfe umfasst. Die hier 
dargestellten Werte ersetzen die Ergebnisse der Asperger Studie nicht. Vielmehr sind deren 
Ergebnisse aufgrund der Einzelfallbetrachtung auf kommunaler Ebene als detaillierter und 
konkreter einzuordnen. Die vorliegende Bedarfsbetrachtung dient ergänzend als zusätzliche 
Orientierung für die Einschätzung künftiger Entwicklungen. 
 
Die Entwicklung im Überblick: 
¶ 2026: 0 kW 
¶ 2027: 122 kW 
¶ 2028: 295 kW 
¶ 2029: 444 kW 
¶ 2030: 612 kW 
¶ 2035: 1.265 kW 

 
Im Jahr 2026 zeigen sich noch keine Bereiche mit erhöhten Bedarfen. Zwei Raster zwischen 
der Eglosheimer Straße und Panoramastraße rund um die Königstraße und Bahnhofstraße 
weisen 2028 Bedarfe zwischen 50 und 100 kW auf und grenzen sich somit vom Rest des 
Stadtgebiets ab (siehe Abbildung 1). 
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Abbildung 1 Bedarfskarte 2028; Quelle: StandortTOOL 

 

 
Abbildung 2 Bedarfskarte 2030; Quelle: StandortTOOL 
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Der Bedarf in diesen Bereichen erhöht sich 2030 auf 100 т 30 kW. Zudem wird für das westlich 
angrenzende Raster rund um die Markgröninger Straße ein Bedarf zwischen 50 und 100 kW 
erwartet (siehe Abbildung 2). Während sich der Bedarf innerhalb dieses Rasters bis 2035 auf 
100 т 300 kW erhöht, wird für den angrenzenden Bereich zwischen Eglosheimer Straße und 
Panoramastraße ein Bedarf zwischen 300 und 500 kW prognostiziert (siehe Abbildung 3). 
Dieser Bereich stellt somit den Schwerpunkt der Asperger Bedarfsprognose dar. Zudem 
weisen mehrere Raster im Stadtgebiet einen Bedarf zwischen 50 und 100 kW auf.  
Unter anderem wird für den Bereich im Umfeld des LIDL am Stadteingang ein Bedarf 
zwischen 50 und 100 kW erwartet.  
Der Standort eignet sich grundsätzlich für die Errichtung von Ladepunkten im halb-
öffentlichen Bereich. Da das Unternehmen an verschiedenen Standorten bereits 
Ladeinfrastruktur auf Kundenparkplätzen betreibt, erscheint eine Abfrage nach § 12 LMG 
sinnvoll, um frühzeitig Kenntnis über mögliche Ausbaupläne zu erhalten.  

 
Am Rand der Raster mit dem höchsten prognostizierten Bedarf liegt der Asperger Bahnhof. 
Hier bietet sich insbesondere der Parkplatz am Busbahnhof als Standort für 
Ladeinfrastruktur an. Aufgrund der vergleichsweise hohen Anzahl an Stellplätzen kann der 
Ausbau an diesem Standort zur Stärkung multimodaler Mobilitätsangebote beitragen. Im 
Bereich des Bahnhofs befindet sich zudem bereits Ladeinfrastruktur in der Planung. 
Ebenfalls innerhalb des Gebiets mit erhöhtem Bedarf liegt der Parkplatz an der 
Kleinturnhalle. Aufgrund seiner Größe und Lage eignet er sich grundsätzlich als potenzieller 

Abbildung 3 Bedarfskarte 2035; Quelle: StandortTOOL  



Kommunensteckbrief Asperg, S. 10 
 

Standort für Ladeinfrastruktur. Angesichts der Wohngebietsstruktur sowie der fußläufig 
erreichbaren HPC-Standorte erscheinen hier insbesondere Normalladeeinrichtungen als 
geeignete Option. 
 
Durch die geplanten Ladepunkte im Bereich der Michaelskirche bestehen bereits konkrete 
Ausbauvorhaben am Rande des Bereichs mit dem höchsten prognostizierten Bedarf. 
Auch außerhalb des Stadtkerns sind weitere potenzielle Standorte für Ladepunkte 
vorhanden. So verfügt das EDEKA center Matkovic in der Ruhrstraße über eine hohe Anzahl 
an Stellplätzen und bietet eine geeignete Lademöglichkeit für Kundinnen und Kunden 
während des Einkaufs. Darüber hinaus weist der große Parkplatz im Osterholz an den 
Sportanlagen weiteres Ausbaupotenzial auf. Neben der bereits bestehenden Ladesäule der 
Stadtwerke könnten hier zusätzliche Ladepunkte realisiert werden. 
 
Hinweis:  Die in den Kommunensteckbriefen dargestellten Bedarfe basieren auf den 
Ergebnissen des StandortTOOLs und dienen der strategischen Orientierung für einen 
vorausschauenden Ausbau der Ladeinfrastruktur. Die dargestellten Standorte stellen keine 
geprüften oder verbindlich festgelegten Einzelstandorte dar. Eine standortscharfe Prüfung 
kann im Rahmen der Steckbriefe nicht erfolgen, da hierfür zusätzliche lokale Anforderungen 
zu berücksichtigen sind, insbesondere zu Netzanschlussmöglichkeiten, baurechtlichen 
Rahmenbedingungen, konkrete Flächenverfügbarkeit sowie die Einbindung in bestehende 
Verkehrs- und Parkraumkonzepte. Grundlage für die Bedarfsberechnungen sind die 
Bestandszahlen von Januar 2025. Eine Aktualisierung des StandortTOOLs, dessen Daten die 
Grundlage der Bedarfsberechnungen sind, findet erst nach Veröffentlichung des Konzepts 
statt. Sollten sich deutliche Änderungen bei den berechneten Bedarfen ergeben, wird der 
Steckbrief aktualisiert. 
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4 Bedarfsanalyse  
Die Prognose des StandortTOOLs zeigt einen kontinuierlichen Anstieg der erforderlichen 
öffentlich zugänglichen Ladeleistung: Während im Jahr 2026 rund 155kW zusätzlich benötigt 
werden, steigt der Bedarf bis 2030 bereits auf etwa 432kW an. Für das Jahr 2035 wird ein 
theoretischer zusätzlicher Gesamtbedarf von rund 703kW erwartet.  
Grundlage für die Bedarfsberechnungen sind die Bestandszahlen von Januar 2025. Eine 
Aktualisierung des StandortTOOLs, dessen Daten die Grundlage der Bedarfsberechnungen 
sind, findet erst nach Veröffentlichung des Konzepts statt. Sollten sich deutliche Änderungen 
bei den berechneten Bedarfen ergeben, wird der Steckbrief aktualisiert.   
 
Entwicklung im Überblick: 
¶ 2026: 155 kW 
¶ 2027: 221 kW 
¶ 2028: 296 kW 
¶ 2029: 360 kW 
¶ 2030: 432 kW 
¶ 2035: 703 kW 
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Abbildung 1 Bedarfskarte 2026; Quelle: StandortTOOL 

 

 
Abbildung 2 Bedarfskarte 2028; Quelle: StandortTOOL 
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Abbildung 3 Bedarfskarte 2030; Quelle: StandortTOOL 

 
Abbildung 4 Bedarfskarte 2035; Quelle: StandortTOOL 
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Im Jahr 2026 besteht in Benningen nur ein geringer zusätzlicher Bedarf an öffentlicher 
Ladeinfrastruktur. Die Bedarfskarte weist keine Bereiche mit besonders hoher Nachfrage auf, 
was sich auch im Jahr 2028 bestätigt (siehe Abbildungen 1 und 2). 
 
Ab 2030 zeichnen sich jedoch erste Zonen mit mittlerem Bedarf ab, die sich deutlich von den 
Gebieten mit einem geringeren prognostizierten Bedarf abgrenzen (siehe Abbildung 3). Es 
handelt sich dabei um zwei Raster zwischen Beethovenstraße und Lange Straße sowie 
zwischen Lange Straße und Neckar. Für beide Raster wird jeweils ein Bedarf zwischen 50 und 
100 kW prognostiziert. In diesem Bereich dominieren Ein- und Zweifamilienhäuser, ergänzt 
durch Mehrfamilienhäuser und einzelne Gewerbebetriebe. Auch der S-Bahnhof befindet sich 
in diesem Bereich.  
Bis 2035 weiten sich diese Bereiche mit mittlerem Bedarf deutlich aus, sodass nahezu das 
gesamte Gemeindegebiet einen erhöhten Ladebedarf zwischen 50 und 100 kW je Raster 
aufweist. Der Bereich zwischen Lange Straße und Ludwigsburger Straße weist hingegen sogar 
einen Bedarf zwischen 100 und 300 kW auf.  
 
Als Standort innerhalb des Gebiets mit erhöhtem Bedarf könnte der Parkplatz in der 
Studionstraße am S-Bahnhof in Frage kommen. Dieser bietet mehrere Parkplätze und könnte 
in Verbindung mit dem Bahnhof ein multimodaler Knotenpunkt in Benningen werden.  
 
Da Benningen eine flächenmäßig kleine Gemeinde ist, empfiehlt es sich, bei der 
Standortsuche nicht ausschließlich auf die in der Bedarfsanalyse ausgewiesenen Raster zu 
achten. Auch außerhalb dieser Zonen können geeignete Standorte sinnvoll sein, da die Wege 
innerhalb der Gemeinde insgesamt kurz sind. So könnte der Parkplatz in der Max-Eyth-Straße 
an der Gemeindehalle auf eine technische Machbarkeit als Standort für Ladeinfrastruktur 
geprüft werden.  
Da die verfügbaren Flächen im öffentlichen Raum begrenzt sind, sollten auch halb-
öffentliche Standorte in die Betrachtung einbezogen werden. Eine frühzeitige 
Kontaktaufnahme mit den jeweiligen Flächeneigentümern kann helfen, über geplante 
Erweiterungen oder Investitionen privater Akteure informiert zu werden und mögliche 
Kooperationen anzustoßen. 
Potenzial im halb-öffentlichen Bereich besteht in Benningen insbesondere beim EDEKA 
Schuster am Hirschmann-Ring sowie bei der Shell-Tankstelle an der Kreuzung 
Beethovenstraße/ Ludwigsburger Straße. An beiden Standorten könnten Ladepunkte 
eingerichtet werden, die Kundinnen und Kunden beispielsweise während des Einkaufs 
nutzen können. Durch geeignete Regelungen für das Parken während des Ladevorgangs ließe 
sich zudem eine Nutzung außerhalb der Öffnungszeiten ermöglichen. 
 
Es ist sinnvoll, den Ausbau öffentlich zugänglicher Ladeinfrastruktur aktiv durch 
Ausschreibungen voranzutreiben und gleichzeitig halb-öffentliche Ladeinfrastruktur gezielt 
durch Informations- und Sensibilisierungsmaßnahmen zu fördern. 
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Hinweis:  Die in den Kommunensteckbriefen dargestellten Bedarfe basieren auf den 
Ergebnissen des StandortTOOLs und dienen der strategischen Orientierung für einen 
vorausschauenden Ausbau der Ladeinfrastruktur.  
Die dargestellten Standorte stellen keine geprüften oder verbindlich festgelegten 
Einzelstandorte dar. Eine standortscharfe Prüfung kann im Rahmen der Steckbriefe nicht 
erfolgen, da hierfür zusätzliche lokale Anforderungen zu berücksichtigen sind, insbesondere 
zu Netzanschlussmöglichkeiten, baurechtlichen Rahmenbedingungen, konkrete 
Flächenverfügbarkeit sowie die Einbindung in bestehende Verkehrs- und Parkraumkonzepte.  
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Abbildung 1 Bedarfskarte Besigheim 2026; Quelle: StandortTOOL 

 

 
Abbildung 2 Bedarfskarte Besigheim 2028; Quelle: StandortTOOL 
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Abbildung 3 Bedarfskarte Besigheim 2030; Quelle: StandortTOOL 

 

 
Abbildung 4 Bedarfskarte Besigheim 2035; Quelle: StandortTOOL 
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Abbildung 5 Bedarfskarte Ottmarsheim 2035; Quelle: StandortTOOL 

 
Hinweis:  Die in den Kommunensteckbriefen dargestellten Bedarfe basieren auf den 
Ergebnissen des StandortTOOLs und dienen der strategischen Orientierung für einen 
vorausschauenden Ausbau der Ladeinfrastruktur.  
Die dargestellten Standorte stellen keine geprüften oder verbindlich festgelegten 
Einzelstandorte dar. Eine standortscharfe Prüfung kann im Rahmen der Steckbriefe nicht 
erfolgen, da hierfür zusätzliche lokale Anforderungen zu berücksichtigen sind, insbesondere 
zu Netzanschlussmöglichkeiten, baurechtlichen Rahmenbedingungen, konkrete 
Flächenverfügbarkeit sowie die Einbindung in bestehende Verkehrs- und Parkraumkonzepte.  
 


























































































































































































































































































































































